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Zusammenfassung 

In Afghanistan ist nach dem Abzug der Truppen der Vereinigten Staaten und der Nordatlantischen 
Vertragsorganisation (US- und NATO-Truppen) sowie der Machtübernahme der Taliban eine starke 
Zunahme von Verfolgung, politischer Gewalt und Menschenrechtsverletzungen zu erwarten. Von 
den Beschränkungen politischer und persönlicher Freiheiten sind Frauen und Mädchen sowie eth-
nische und religiöse Minderheiten besonders betroffen. Zugleich kann die weitere Verschlechte-
rung der wirtschaftlichen Lage zu einer umfassenden Versorgungskrise der Bevölkerung führen. 

In der Vergangenheit haben Pakistan und der Iran rund 80 Prozent der in das Ausland geflüchteten 
Afghaninnen und Afghanen aufgenommen. Aufgrund veränderter geopolitischer Interessen, zu-
nehmender wirtschaftlicher Probleme und wachsenden Widerständen in der Bevölkerung lehnen 
Pakistan und der Iran die weitere Aufnahme von Geflüchteten aus Afghanistan jedoch ab. Ähnli-
ches gilt für die meisten zentralasiatischen Staaten der früheren Sowjetunion und China. Insofern 
ist nicht zu erwarten, dass die politische und humanitäre Krise in Afghanistan durch die Aufnahme 
von Geflüchteten in der Region sowie die finanzielle und technische Unterstützung der Nachbar-
länder durch die Vereinigten Staaten Amerikas (USA), die Europäische Union (EU) und andere 
Hocheinkommensländer entschärft werden kann. 

Zugleich sind die Fluchtrouten in die EU fast vollständig geschlossen, so dass nicht mit einem er-
heblichen Anstieg der Fluchtmigration nach Europa ähnlich wie im Jahr 2015 zu rechnen ist. Die 
EU, die USA und andere Hocheinkommensländer können deshalb nur durch die freiwillige Auf-
nahme von Personen, die besonderen Gefährdungen ausgesetzt sind, einen Beitrag zum Schutz 
vor Verfolgung und anderen Menschenrechtsverletzungen leisten. Zu solchen Maßnahmen gehö-
ren die Aufnahme von Ortskräften, die Aufnahme anderer besonders gefährdeter Personengrup-
pen, die Erweiterung von Resettlement-Programmen sowie von Kontingenten für die Aufnahme 
von Afghaninnen und Afghanen. Theoretisch wie auch praktisch ist zu erwarten, dass durch Poli-
tikkoordination und eine faire Verteilung der Kosten der Aufnahme von Geflüchteten die Bereit-
schaft zur Aufnahme von Geflüchteten auch in den Nachbarregionen steigt. 

Bei der Aufnahme von Geflüchteten handelt es sich um eine humanitäre Aufgabe, die Kosten auf-
wirft. Diese Kosten hängen vom Erfolg und der Geschwindigkeit der Integration ab. In Deutschland 
haben sich die Geflüchteten aus Afghanistan ähnlich wie andere Geflüchtete in den Arbeitsmarkt 
integriert, obwohl ihre Voraussetzungen im Hinblick auf das Bildungsniveau beim Zuzug, den Aus-
gang und die Länge der Asylverfahren und den Zugang zu Integrationskursen und anderen Integ-
rationsprogrammen schlechter waren. Zum Jahresende 2020 belief sich die Beschäftigungsquote 
der afghanischen Staatsangehörigen in Deutschland auf 40 Prozent, die der 2015 zugezogenen Ko-
horte dürfte etwas darüber gelegen haben. Die neu aufgenommenen Afghaninnen und Afghanen 
werden in Hinblick auf das Bildungsniveau, Deutsch- und Fremdsprachenkenntnisse bessere Vo-
raussetzungen als die früher zugezogenen Schutzsuchenden mitbringen. Gleiches gilt für den Auf-
enthaltsstatus und den Zugang zu Integrationsprogrammen. Zudem ist die Integrationsinfrastruk-
tur besser als beispielsweise 2015 ausgebaut und weniger Schutzsuchende konkurrieren um 
knappe Ressourcen. Vor diesem Hintergrund sind eine schnellere Integration in den Arbeitsmarkt 
und andere gesellschaftliche Bereiche sowie geringere Kosten der Integration zu erwarten. 
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Abstract 

Following the withdrawal of US and NATO troops and the seizure of power by the Taliban, it can 
be expected that the levels of persecution, political violence, and human rights violations will 
sharply increase in Afghanistan. Women and girls as well as ethnic and religious minorities are par-
ticularly vulnerable to restrictions of political and personal freedom. At the same time, a further 
deterioration of the economic situation may result in a severe food supply crisis in Afghanistan. 

In the past, Pakistan and Iran provided shelter for around 80 percent of the refugees from Afghan-
istan. However, changes in geopolitical agendas, deteriorating economic conditions, and growing 
anti-immigrant sentiments, led to a refusal of the Pakistani and Iranian governments to accept 
additional refugees from Afghanistan. This is also the case for the governments of most Ex-Soviet 
Union states in Central Asia and China. As a consequence, it would be unrealistic to assume that 
the political and humanitarian crisis in Afghanistan can be alleviated through the resettlement of 
refugees within the region and financial and technical assistance for neighbouring countries pro-
vided by the EU, the United States, and other high-income countries. 

Furthermore, refugee routes to Europe are almost entirely closed, so that an extensive inflow of 
refugees in European countries similar to the one of 2015 is unlikely to occur. The voluntary recep-
tion of persons exposed to particular risks is the only option for the EU, the United States, and 
other high-income countries to contribute to the protection of vulnerable groups against persecu-
tion and other human rights violations. Measures include the reception of local staff, the reception 
of other vulnerable groups, the expansion of resettlement programmes, and the extension of quo-
tas for Afghan immigrants. Theoretically and practically, political coordination and a fair allocation 
of costs for the reception of refugee are likely to boost the willingness to accept additional refugees 
also within the neighbouring region. 

The reception of refugees is a humanitarian duty incurring costs. Such costs are contingent on the 
success and duration of the integration process. Although they were characterised by worse pre-
conditions in terms of the level of education upon arrival, the result and length of the asylum pro-
cedure, and the access to integration courses and other integration programmes, the labour mar-
ket integration of Afghan refugees was not worse than the one of other refugees in Germany. At the 
end of 2020, 40 percent of the Afghan population in Germany were employed, while the employ-
ment rate of the cohort of refugees that moved to Germany in 2015 is likely to have been slightly 
higher. The newly arriving Afghans will be characterised by better preconditions in terms of the 
level of education, German and foreign language skills than the refugees that arrived in previous 
years. In addition, they will have a more favourable legal status and access to integration pro-
grammes. Moreover, the integration architecture is better than it has been, for example, in 2015 
and fewer people seeking protection are competing for scarce resources. In this light, a faster la-
bour market and social integration as well as lower costs of integration can be anticipated. 
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1 Einleitung 
Seit dem Abzug der Truppen der USA, der NATO und anderer Alliierter sowie der Übernahme der 
militärischen und politischen Macht durch die Taliban zeichnet sich eine humanitäre Krise in Af-
ghanistan ab. Es ist nach den Erfahrungen der ersten Taliban-Herrschaft und den jüngsten Berich-
ten aus Afghanistan mit einer deutlichen Zunahme der Verfolgung aus politischen, ethnischen, re-
ligiösen und geschlechtsspezifischen Gründen zu rechnen. Schon vor der Machtübernahme der 
Taliban wurde Afghanistan von der Nichtregierungsorganisation Freedom House als politisch un-
frei eingestuft (Freedom House 2021). Die Zahl der bewaffneten Konflikte sowie der Todesopfer 
von politischen Terroranschlägen und anderer Gewalt hat bereits in den letzten Jahren erheblich 
zugenommen (Uppsala Conflict Data Program, UCDP 2021; Global Terrorism Database, vgl. Lafree 
und Dungan (2007)). Zudem zählt Afghanistan zu den ärmsten Ländern der Welt und erhebliche 
Teile der Bevölkerung sind auf Nahrungsmittel- und andere Hilfslieferungen internationaler Orga-
nisationen angewiesen (Weltbank 2021). Es ist deshalb nach dem Abzug der alliierten Truppen und 
dem Rückzug der internationalen Geberorganisationen auch mit einer Versorgungskrise zu rech-
nen. 

Die jüngsten Ereignisse bilden einen neuen Höhepunkt in einer langen Geschichte von Krieg und 
Bürgerkrieg, gewaltsamen politischen Umbrüchen, Verfolgung und Terror gegen die Zivilbevölke-
rung in Afghanistan. Während der ersten Herrschaft der Taliban wurden nicht nur religiöse und 
ethnische Minderheiten verfolgt, sondern auch die Menschenrechte von Frauen und Mädchen in 
besonderer Weise verletzt. Diese Entwicklungen haben schon in der Vergangenheit große Flucht- 
und andere Migrationsbewegungen ausgelöst. Vor der erneuten Machtübernahme der Taliban wa-
ren bereits rund sechs Millionen Afghaninnen und Afghanen geflüchtet oder vertrieben, davon 
rund die Hälfte innerhalb des Landes (UNHCR 2021a; 2021b; 2021c). Von den ins Ausland geflüch-
teten Afghaninnen und Afghanen leben knapp 80 Prozent in den beiden Hauptaufnahmeländern 
Pakistan und Iran, auf die 27 Mitgliedsstaaten der Europäischen Union (EU-27) entfallen vierzehn 
Prozent und auf Deutschland sechs Prozent (UNHCR 2021b). 

Für eine genaue Einschätzung der Folgen der erneuten Machtübernahme der Taliban für das Mig-
rations- und Integrationsgeschehen ist es noch zu früh. Dafür sind zu viele politische, institutio-
nelle, wirtschaftliche und soziale Parameter unbekannt. Historisch vergleichbare Entwicklungen, 
auf die sich belastbare ökonometrische und andere quantitative Prognosen stützen könnten, exis-
tieren ohnehin nicht. Dennoch können aus vergangenen Entwicklungen erste Einschätzungen 
über die möglichen Folgen für das Migrations- und Integrationsgeschehen gezogen werden. 

Bewaffnete Konflikte und humanitäre Krisen in anderen Regionen der Welt können schnell auch 
Wirkungen in der EU und Deutschland entfalten, wie nicht zuletzt die Entwicklungen im Jahr 2015 
gezeigt haben. Weil die Flucht- und Migrationsrouten in die EU seit der EU-Türkei-Erklärung, der 
Schließung der Westbalkanroute und anderen Abkommen mit Transitländern weitgehend ge-
schlossen worden sind, ist es allerdings wenig wahrscheinlich, dass es zu einem starken Anstieg 
irregulärer Migrationsbewegungen kommen wird (vgl. Abschnitt 2.3 dieses Berichts). Dennoch er-
geben sich aus den jüngsten Entwicklungen für Deutschland und andere Mitgliedsstaaten der EU 
und der NATO neue humanitäre Herausforderungen, nicht zuletzt, weil diese Länder durch ihr mi-
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litärisches Engagement und die Entwicklungszusammenarbeit auf vielfältige Weise mit Afghanis-
tan verbunden sind. Dabei wird auch die Aufnahme von Menschen, die aus Afghanistan geflüchtet 
sind oder vertrieben wurden, auf der politischen Agenda stehen. Die Handlungsmöglichkeiten für 
eine humanitäre Politik und ihre Akzeptanz werden auch von den wirtschaftlichen und sozialen 
Erträgen und Kosten der Integration in den Arbeitsmarkt, das Bildungssystem und andere gesell-
schaftliche Bereiche beeinflusst. 

Vor diesem Hintergrund werden in diesem Bericht folgende Fragen diskutiert: Erstens, welche Aus-
wirkungen kann die jüngste Entwicklung in Afghanistan auf den Umfang der Migration in der Re-
gion, die EU und Deutschland haben? Zweitens, welche Auswirkungen auf die Struktur der Migra-
tion sind zu erwarten? Drittens, wie hat sich die Integration von Geflüchteten aus Afghanistan in 
der Vergangenheit in Deutschland entwickelt und was ist für die Zukunft zu erwarten? Und Viertens 
werden mögliche Handlungsoptionen für die Flüchtlings- und Asylpolitik diskutiert. 

Viele Aussagen dieses Berichtes stützen sich auf Daten und Erkenntnisse aus der Vergangenheit. 
Es ist davon auszugehen, dass sich die künftigen Entwicklungen in verschiedener Hinsicht, etwa 
was den Umfang der Migration, die Zusammensetzung der Migrationsbevölkerung und ihre Integ-
rationschancen von den Entwicklungen in der Vergangenheit deutlich unterscheiden werden. Die-
ser Bericht versucht die möglichen Entwicklungen qualitativ einzuordnen. Vor dem Hintergrund 
zahlreicher unbekannter Parameter, die die künftigen Entwicklungen beeinflussen werden, unter-
liegen allerdings alle Schlussfolgerungen einer hohen Ungewissheit. 

2 Fluchtmigration aus Afghanistan 
Krieg, Bürgerkrieg und Verfolgung können in sehr viel größerem Umfang als wirtschaftliche Fakto-
ren Migrationsbewegungen auslösen (Hatton 2004; 2017). Die wichtigsten Ursachen der Flucht-
migration sind politischer Terror und Genozide, politische Verfolgung, Krieg und Bürgerkrieg sowie 
die Vertreibung ethnischer oder religiöser Minderheiten (Hatton 2004; 2009; 2015; 2017; Davenport 
et al. 2003; Melander und Öberg 2007; Moore und Shellman 2007). Der Umfang der Fluchtmigration 
wird zugleich ganz wesentlich von der Asyl- und Flüchtlingspolitik der Ziel- und Transitländer be-
stimmt, die die Chancen zur Flucht sowie die Kosten und Risiken der Flucht determinieren (Hatton 
2017; Moore und Shellman 2007; Melander und Öberg 2006; Brücker 2018). Dabei sind der Zugang 
zum Territorium (Hatton 2017), die Sicherheit und humanitäre Behandlung in den Zielländern 
(Moore und Shellman 2007; Brücker et al. 2016a; 2019) sowie die Länge und Ausgang der Asylver-
fahren (Bertoli et al. 2020) zentrale Faktoren. 

In diesem Abschnitt werden vor diesem Hintergrund drei Dinge untersucht: Erstens, wie haben sich 
die Fluchtursachen in der Vergangenheit entwickelt und wie werden sie sich nach der Machtüber-
nahme der Taliban entwickeln? Zweitens, welche Chancen bestehen für die Aufnahme einer grö-
ßeren Zahl Geflüchteter in den Nachbarländern? Drittens, wie könnte sich die Fluchtmigration in 
die EU, andere Hocheinkommensländer und nach Deutschland vor dem Hintergrund der seit 2015 
erheblich veränderten Rahmenbedingungen für die Fluchtmigration entwickeln? 
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2.1 Fluchtursachen in Afghanistan 
Rückblick auf die Entwicklung von 1979 bis 2020 

Afghanistan ist seit dem Einmarsch der sowjetischen Truppen 1979 einer langen Folge von Krieg 
und Bürgerkrieg, Terroranschlägen und anderen gewaltsamen Konflikten sowie politischer Unfrei-
heit und Gewaltherrschaft ausgesetzt gewesen, die immer wieder von großen Flucht- und Migrati-
onsbewegungen begleitet wurden. Auch seit dem Einmarsch der USA und der alliierten Streitkräfte 
nach den Anschlägen vom 11. September 2001 haben sich die bewaffneten Konflikte in weiten Tei-
len des Landes fortgesetzt und in den letzten Jahren einen neuen Höhepunkt erreicht. Zugleich 
zählt Afghanistan mit einem Bruttoinlandsprodukt (BIP) von rund 540 US Dollar pro Kopf zu den 
ärmsten Ländern der Welt und erhebliche Teile der Bevölkerung leben unterhalb der Armuts-
grenze. 

Abbildung 2.1:  Binnenvertriebene und in das Ausland geflüchtete Afghaninnen und Afghanen 
1979 – 2020, Bevölkerungsbestand in Personen  
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Anmerkungen: Die Angaben beziehen sich auf die „population of concern“ nach der Definition von UNHCR. Darunter fallen 
Flüchtlinge nach der Genfer Flüchtlingskonvention, Asylbewerberinnen und Asylbewerbern und -berechtigte sowie intern ver-
triebene oder geflüchtete Personen („forcefully displaced persons“). Aufgrund unvollständiger Angaben einzelner Länder kann 
die Gesamtzahl insbesondere zu Beginn der Berichtsperiode unterschätzt werden. 
Quelle: UNHCR Database 2021, eigene Analyse und Darstellung. © IAB 

Die historische Entwicklung der Fluchtmigration in Afghanistan steht in einem engen Zusammen-
hang mit den politischen Regimewechseln und anderen Ereignissen. So ist die Zahl der geflüchte-
ten und vertriebenen Afghaninnen und Afghanen1 nach dem Einmarsch der sowjetischen Truppen 
von 500.000 Menschen 1979 bis zu ihrem Abzug im Jahr 1989 auf 6,3 Millionen gestiegen, von de-
nen die meisten nach Pakistan und in den Iran geflohen sind. Nach dem Abzug der sowjetischen 
Truppen sind während der kommunistischen Nadschibullah-Regierung und nach ihrem Sturz der 
Regierung der Mudschaheddin zahlreiche Afghaninnen und Afghanen aus den Nachbarländern 
                                                                    
1 Unter geflüchteten und vertriebenen Afghaninnen und Afghanen werden hier alle Gruppen zusammengefasst, die UNHCR als 
„population of concern“ bezeichnet (Flüchtlinge nach der Genfer Konvention, Asylbewerber und Asylberechtigte, intern Vertrie-
bene und Geflüchtete, sonstige Schutzbedürftige). 
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wieder nach Afghanistan zurückgekehrt, so dass die Zahl der Geflüchteten und Vertriebenen auf 
3,4 Millionen gesunken ist. Nach der Machtübernahme der Taliban 1996 bis zum Einmarsch der 
USA im Jahr 2001 ist diese Zahl dann wieder auf fünf Millionen Menschen gestiegen. Mit dem Sturz 
des Taliban-Regimes schließlich ist dann die Zahl der Vertriebenen und Geflüchteten sowohl im 
Ausland wie auch innerhalb Afghanistans zunächst stark gesunken, dann aber bis zum Abzug der 
US- und der alliierten Truppen wieder schrittweise gestiegen. Zum Jahresende 2020 belief sich die 
Zahl der geflüchteten und vertriebenen Afghaninnen und Afghanen auf 5,7 Millionen Personen und 
erreichte damit fast wieder das Niveau beim Abzug der sowjetischen Truppen. Davon waren 2,9 
Millionen innerhalb Afghanistans und 2,8 Millionen in das Ausland geflüchtet (UNHCR 2021a; 
2021b). Allein in der ersten Jahreshälfte 2021 sind weitere 550.000 Binnenvertriebene hinzuge-
kommen (UNHCR 2021c). Damit entfällt auf Afghanistan nach Syrien und Venezuela weltweit die 
dritthöchste Zahl von Geflüchteten und Vertriebenen (UNHCR 2021a; 2021b). 

Diese Entwicklung steht in einem engen Zusammenhang mit folgenden Faktoren: 

• Erstens einer hohen Zahl von Opfern von Krieg, Bürgerkrieg und anderen bewaffneten Kon-
flikten: Das Uppsala Conflict Data Program (2021) zählt seit 1989 – dem Jahr, in dem die sow-
jetischen Truppen aus Afghanistan abgezogen sind – bis 2020 insgesamt 279.000 bestätigte 
Opfer bewaffneter Konflikte staatlicher und nichtstaatlicher Akteure in Afghanistan.2 Während 
der Besetzung Afghanistans durch die Sowjetunion in den Jahren von 1979 bis 1989 ist es mit 
hoher Wahrscheinlichkeit zu erheblich mehr Kriegstoten gekommen; Schätzungen schwanken 
zwischen 600.000 und 1,6 Millionen Todesopfern (Necrometics 2021). Die Global Terrorism 
Database (GTD) (2021) verzeichnete von 1970 bis 2019 rund 16.000 Terroranschläge und 57.000 
Todesopfer dieser Anschläge. Die Zahl der Anschläge ist vor dem Abzug der US-Truppen und 
ihrer Alliierter stark angestiegen: Im Jahr 2019 wurden 1.804 Terroranschläge in Afghanistan 
mit 8.249 Todesopfern verübt. Das entspricht einem Anteil von 21 Prozent der weltweiten An-
schläge und 40 Prozent der weltweiten Todesopfer durch Terroranschläge. Die Taliban wur-
den als Haupttäter identifiziert und waren für 76 Prozent der Anschläge im Jahr 2019 verant-
wortlich. Vor dem Abzug der US-Truppen war Afghanistan damit das Land mit den meisten 
Terroranschlägen weltweit. Die Entwicklung der Opferzahlen steht in einem engen quantitati-
ven Zusammenhang mit der Fluchtmigration (vgl. Anhang A.1, Abbildung A1 und Abbil-
dung A2). 

• Zweitens zählt Afghanistan über weite Zeiträume zu den unfreiesten Ländern der Welt, mit 
starken Einschränkungen politischer und gesellschaftlicher Freiheitsrechte und der Ausübung 
politischen Terrors wie Verfolgung, willkürlichen Verhaftungen, politischen Morden u. ä. So 
rechnet die Nichtregierungsorganisation Freedom House (2021) Afghanistan von dem Ein-
marsch der sowjetischen Truppen bis zum Sturz des Taliban-Regimes zu den unfreiesten Län-
dern der Erde. Seit dem Einmarsch der US-Truppen und ihrer Alliierter hat sich die Lage der 
politischen Freiheitsrechte etwas und die Lage der gesellschaftlichen Freiheitsrechte nur 
leicht verbessert. Insgesamt wurde Afghanistan von Freedom House auch während der letzten 

                                                                    
2 Dies ist als konservative Schätzung zu verstehen, die tatsächliche Zahl der Opfer kann deutlich höher liegen. 
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beiden Jahrzehnte als politisch und gesellschaftlich unfrei klassifiziert. Auch die Political Ter-
ror Scale3 ordnet Afghanistan in den letzten vierzig Jahren entweder in der Kategorie mit der 
höchsten Intensität politischen Terrors (politischer Terror hat die ganze Bevölkerung erfasst) 
oder der zweithöchsten Intensität (politischer Terror hat weite Teile der Bevölkerung erfasst) 
ein. Letzteres trifft auch für die letzten zwanzig Jahre zu. Von 2016 bis 2019 ordnet die Political 
Terror Scale Afghanistan wieder zu den Ländern mit der höchsten Intensität politischen Ter-
rors ein, wobei die Political Terror Scale auch die Ausübung politischen Terrors durch nicht-
staatliche Akteure in den von den Taliban kontrollierten Gebieten berücksichtigt (Anhang A.1, 
Abbildung A3 und Abbildung A4). Auch die Entwicklung politischer und gesellschaftlicher Un-
freiheit und von politischem Terror steht in einem engen Zusammenhang mit der Fluchtent-
wicklung in Afghanistan. 

• Drittens zählt Afghanistan zu den ärmsten Ländern der Welt. Die gesamtwirtschaftliche Pro-
duktion gemessen am Bruttoninlandsprodukt belief sich in Afghanistan 2020 auf 22 Mrd. US 
Dollar (zu konstanten Preisen von 2010), was einem Pro-Kopf-Einkommen von 549 US Dollar 
entspricht. Zu Kaufkraftparitäten belief sich das BIP pro Kopf zum gleichen Zeitpunkt auf 1.979 
US Dollar. Für die Zeit der Taliban-Herrschaft sind keine Daten zur gesamtwirtschaftlichen Pro-
duktion verfügbar. Aber 2002, im Jahr nach dem Sturz des Taliban-Regimes, belief sich das BIP 
pro Kopf noch auf rund 330 US Dollar, ist dann bis 2010 auf 540 US Dollar gestiegen und stag-
niert seitdem (Anhang A.1, Abbildung A5). Auch die Erwerbstätigenquoten sind mit 76 Prozent 
bei den afghanischen Männern und 23 Prozent bei den afghanischen Frauen im internationa-
len Vergleich gering und zeichnen sich durch ein außergewöhnliches hohes Gendergefälle aus 
(Weltbank 2021). Die Schwäche in der wirtschaftlichen Entwicklung Afghanistans spiegelt sich 
auch in den Armutsindikatoren wieder: Im Jahr 2016 – dem letzten Jahr mit verfügbaren Daten 
für Afghanistan – lag das verfügbare Einkommen von 54,5 Prozent der Bevölkerung unter der 
nationalen Armutsgrenze. Die nationale Armutsgrenze wurde damals bei 2.064 Afghani pro 
Person und Monat (etwa 24 US Dollar oder 20 Euro) definiert. Zum Vergleich: Die entsprechen-
den Zahlen lagen im Jahr 2015 in Nachbarländern wie Tadschikistan bei 30,3 Prozent, in Pa-
kistan bei 24,3 Prozent und China bei 4,5 Prozent (Weltbank 2021). 

• Viertens ist die Bildungsbeteiligung in Afghanistan seit dem Sturz des Taliban-Regimes 2001 
zwar kontinuierlich gestiegen, aber das Bildungsniveau ist im internationalen Vergleich immer 
noch gering. Während des Taliban-Regimes waren Mädchen und Frauen vom Schulbesuch fast 
vollständig ausgeschlossen. Auch die Bildungsbeteiligung der männlichen Bevölkerung war 
mit einer Einschulungsquote in den Primarschulen, d.h. Grundschulen mit einer Regelschul-
zeit von sechs Jahren, von 40 Prozent und in den Sekundarschulen, d.h. Schulen, die mit Mit-
tel-, Realschulen und Gymnasien in Deutschland vergleichbar sind, von vier Prozent auch für 
Entwicklungsländer außergewöhnlich gering (Weltbank 2021). Nach dem Sturz des Taliban-
Regimes ist die Einschulungsquote in den Primarschulen bei den Männern auf über 100 Pro-
zent und bei den Frauen auf über 80 Prozent gestiegen, die Einschulungsquoten in den Se-
kundschulen bei den Männern auf 70 Prozent und den Frauen auf 40 Prozent. Damit besteht 

                                                                    
3 Die Political Terror Scale misst die Anwendung politischen Terrors zum Erhalt oder der Gewinnung politischer Macht, u. a. 
durch willkürliche Gefängnisaufenthalte, andere Formen der Verfolgung bis hin zu Folter und der Ermordung politischer Gegne-
rinnen und Gegnern und ähnliche Verletzungen von Menschenrechten (Woods und Gibney 2010). 
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immer noch ein erhebliches Gendergefälle in den Bildungschancen in Afghanistan, aber ver-
glichen mit der Zeit vor dem Sturz des Taliban-Regimes hat sich die Bildungsbeteiligung in Af-
ghanistan erheblich erhöht (Anhang A1, Abbildung A6). 

Während die ersten beiden Faktoren – die hohe Zahl von Opfern bewaffneter Konflikte und ein ho-
her Grad von politischer und gesellschaftlicher Unfreiheit bis hin zu Verfolgung und politischem 
Terror – als Fluchtursachen den Umfang der Fluchtmigration eindeutig erhöhen4, so wirken die 
hohe Armut und die geringen Bildungschancen ambivalent: Auf der einen Seite nehmen die Er-
träge der Migration mit steigenden Einkommensdifferenzen zwischen den Ländern zu. Auf der an-
deren Seite sinken aufgrund von Liquiditätsbeschränkungen der Individuen und Haushalte die 
Chancen zur Migration, d.h. je geringer die pro-Kopf-Einkommen und je höher die Armutsquote, 
desto kleiner ist der Anteil an der Bevölkerung, der die Kosten für die Migration aufbringen kann. 
Hinzu kommt, dass die Wanderungsrestriktionen der Zielländer der Migration gegenüber Ländern 
mit geringem Pro-Kopf-Einkommen höher sind. Schließlich ist die Migrationswahrscheinlichkeit 
von Hochschulabsolventen sehr viel höher als von anderen Gruppen (Docquier und Rapoport, 
2012a), so dass mit steigendem Bildungsniveau mit einem Anstieg der Migration zu rechnen ist. 
Vor diesem Hintergrund ist weltweit ein nicht-linearer Zusammenhang zwischen den Differenzen 
in den Pro-Kopf-Einkommen und der Migration zu beobachten: Zunächst nimmt mit steigendem 
Pro-Kopf-Einkommen und Bildungsniveau der Bevölkerung auch der Anteil der Auswanderinnen 
und Auswanderer an der Bevölkerung zu, um dann schließlich ab einem bestimmten Schwellen-
wert mit der Annäherung der Pro-Kopf-Einkommen wieder zu sinken (Dao et al. 2018). Dieser Zu-
sammenhang dürfte auch für die wirtschaftlichen Ausgangsbedingungen für die Migration der af-
ghanischen Bevölkerung gelten. Somit sind die Einkommen von weiten Teilen der Bevölkerung für 
die Migration viel zu gering. Das gilt insbesondere für die Migration über weite Entfernungen oder 
die irreguläre Migration, die hohe Kosten für Schleuser u. ä. aufwirft. 

Ausblick: Politische und humanitäre Krise erhöht Fluchtanreize  
Noch ist zu wenig über die politische Lage in Afghanistan bekannt, aber zahlreiche Faktoren wer-
den aller Voraussicht nach die Fluchtanreize erheblich erhöhen: 

• Eine deutliche Verschlechterung der Menschenrechtslage in Afghanistan mit einer Zunahme
der Einschränkung politischer Freiheitsrechte, der bürgerlichen und gesellschaftlichen Frei-
heiten, insbesondere für Frauen, und die Zunahme politischen Terrors ist sehr wahrscheinlich. 
Alle diese Faktoren bewirken unter sonst gleichen Bedingungen eine Zunahme der Fluchtmig-
ration. 

• Es ist auch die Verfolgung und Vertreibung von ethnischen Minderheiten wie der überwiegend 
schiitischen Hazara zu erwarten. Nach ersten Berichten zeichnet sich zumindest in einigen Re-
gionen eine gewaltsame Landnahme und Vertreibung ab (Reuter/Schröder 2021). 

• Afghanistan befand sich schon in den letzten Jahren in einem bürgerkriegsähnlichen Zustand
mit zahlreichen bewaffneten Konflikten und Terroranschlägen, die zahlreiche Todesopfer und 
andere Opfer gefordert haben. Ein erheblicher Teil dieser Terroranschläge und bewaffneten

4 Nach den Analysen von Tim Hatton (2017) ist ein Anstieg der Zahl der Opfer bewaffneter Konflikte sowie ein Anstieg in dem 
Index der Political Terror Scale sowie des Political Liberties Index von Freedom House signifikant mit einem Anstieg der Flucht-
migration in die OECD korreliert. 
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Konflikte ging von den Taliban aus und richtete sich gegen Regierungseinrichtungen, die Trup-
pen der afghanischen Regierung sowie der Nato und die Zivilbevölkerung. Mit der sehr schnel-
len Machtübernahme der Taliban wurde zunächst ein Bürgerkrieg vermieden. Wie sich die be-
waffneten Konflikte und die Opfer in der Zivilbevölkerung künftig weiter entwickeln werden, 
ist gegenwärtig noch nicht absehbar. Davon wird der Umfang der Fluchtmigration wesentlich 
beeinflusst werden. 

• Die wirtschaftliche und soziale Lage wird sich in Afghanistan mit großer Wahrscheinlichkeit 
kurzfristig durch die Auflösung institutioneller Strukturen, die Verringerung der finanziellen 
und technischen Unterstützung durch die Entwicklungszusammenarbeit und den Abzug der 
US- und NATO-Truppen und die damit verbundene Verringerung der Einnahmen der afghani-
schen Wirtschaft verschlechtern. Der Generalsekretär der Vereinten Nationen hat vor einer 
Versorgungskrise und einer humanitären Krise in Afghanistan gewarnt (Tagesschau Online 
2021a). Afghanistan wird mit 113 US Dollar pro Kopf durch Mittel der Entwicklungszusammen-
arbeit unterstützt, das entspricht einem Fünftel der Pro-Kopf-Einkommen und einem sehr viel 
größeren Anteil der öffentlichen Ausgaben. Es gehört damit weltweit zu den Ländern, die am 
stärksten von der finanziellen und technischen Unterstützung durch Mittel der Entwicklungs-
zusammenarbeit abhängig sind (Weltbank 2021). Allerdings ist noch offen, in welchem Um-
fang die Mittel der Entwicklungszusammenarbeit ausgesetzt werden und sich die Entwick-
lungsorganisationen zurückziehen werden. 

• Auch langfristig ist damit zu rechnen, dass die Funktionsweise der relevanten Institutionen 
und die Bildungschancen, insbesondere von Frauen, stark beeinträchtigt werden. Bereits jetzt 
hat die Taliban-Regierung beschlossen, Mädchen nach der Grundschule von der weiterführen-
den Schulbildung auszuschließen (Zeit Online 2021). Auch dies kann die wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung stark beeinflussen. 

• Die Verschlechterung der Wirtschaftslage, die steigende Armut und die Verringerung des Bil-
dungsniveaus müssen allerdings nicht zwingend zu mehr Migration führen. Es kann sich auch 
die materielle Lage der Bevölkerung so verschlechtern, dass ihre Chancen auf Flucht und Mig-
ration sinken. Das gilt umso mehr, wenn sich Nachbar- und Transitländer gegenüber der af-
ghanischen Bevölkerung abschotten, so dass hohe Aufwendungen für Schleuser oder Schlep-
per sowie den Transport und Unterkunft während der Flucht geleistet werden müssten. 

2.2 Flucht und Aufnahmebedingungen in den Nachbarregionen 
Rückblick auf die Entwicklung von 1979 bis 2020 

Der Umfang der Fluchtmigration hängt wesentlich davon ab, ob überhaupt die Chance besteht, 
andere Länder zu erreichen und dort Schutz zu erhalten (Hatton 2017; 2004; Moore und Shellman 
2006; 2007). Auch die Sicherheit und die humanitäre, wirtschaftliche und soziale Lage für Geflüch-
tete in den Ziel- und Transitländern spielen eine wichtige Rolle. Dieser Abschnitt betrachtet die 
Fluchtmigration in die Staaten der Region in der Vergangenheit und die künftigen Chancen dort 
für eine Aufnahme von Geflüchteten und Vertriebenen aus Afghanistan. 

In der Vergangenheit wurden die Geflüchteten und Vertriebenen aus Afghanistan überwiegend von 
Pakistan und dem Iran aufgenommen: Mit 1.448.000 Menschen in Pakistan und 780.000 Menschen 
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im Iran entfiel zum Jahresende 2020 auf die beiden Länder zusammen 79 Prozent der aus Afgha-
nistan in das Ausland geflohenen und vertriebenen Bevölkerung (UNHCR 2021b). Der erste große 
Anstieg der Fluchtmigration setzte während der sowjetischen Besatzung Afghanistans von 1979 
bis 1989 ein. Während dieser Zeit flüchteten mehr als fünf Millionen Afghaninnen und Afghanen in 
diese beiden Länder (Abbildung 2.2). 

Abbildung 2.2:  Geflüchtete und vertriebene Afghaninnen und Afghanen im Ausland nach den wichtigs-
ten Zielregionen 
1979 – 2020, Bevölkerungsbestand in Personen [FV: Abbildung_Unterzeile] 
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Pakistan und der Iran waren damals aus verschiedenen Gründen bereit eine größere Zahl von Ge-
flüchteten aufzunehmen: teils, weil sie den bewaffneten Kampf gegen das säkulare, von den sow-
jetischen Truppen gestützte Regime in Afghanistan unterstützten; teils, weil es Verbindungen zwi-
schen den verschiedenen aus Afghanistan geflüchteten Volksgruppen und den jeweiligen Bevöl-
kerungen in Pakistan und dem Iran gab. Nach dem Abzug der sowjetischen Truppen hat sich die 
Zahl der in die Nachbarregionen geflüchteten und vertriebenen Afghaninnen und Afghanen zu-
nächst durch Rückkehrmigration stark verringert, ist dann aber während der Taliban-Herrschaft 
wieder gestiegen. Nach dem Sturz der Taliban ist zwar zunächst ein Rückgang der geflüchteten 
und vertriebenen Afghaninnen und Afghanen zu beobachten; mit der Zunahme bewaffneter Kon-
flikte ist die Fluchtmigration aber wieder angestiegen. Zum Jahresende 2020 lebten in den sechs 
Nachbarstaaten und der Region5 84 Prozent der Geflüchteten und Vertriebenen aus Afghanistan, 

                                                                    
5 Hierzu werden China, Iran, Pakistan, Tadschikistan, Türkei, Turkmenistan und Usbekistan gerechnet.   
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in den Hocheinkommensländern6 fünfzehn Prozent. Unter den Ländern in der benachbarten Re-
gion lebten außer im Iran und Pakistan nur in der Türkei mit 129.000 Personen eine nennenswerte 
Zahl von geflüchteten und vertriebenen Afghaninnen und Afghanen (Abbildung 2.2). 

Die Lebensbedingungen der geflüchteten und vertriebenen Afghaninnen und Afghanen waren in 
der ersten Phase der Aufnahme von Geflüchteten noch vergleichsweise gut: So händigte der Iran 
an die 2,6 Millionen Afghaninnen und Afghanen, die während der sowjetischen Besatzung in den 
Iran migriert sind, sogenannte „Blue Cards“ aus (IOM 2014), die den Zugang zum Niedriglohnsektor 
und eine Minimalversorgung mit Nahrungsmitteln und einen begrenzten Zugang zum Bildungs- 
und Gesundheitssystem ermöglichten. Die meisten der Migrantinnen und Migranten konnten den 
Wohnort frei wählen, so dass nur fünf bis zehn Prozent der Geflüchteten in Flüchtlingslagern un-
tergebracht waren und der überwiegende Teil in städtischen und städtisch geprägten Regionen 
lebte (Abbasi-Shavazi et al. 2005; IOM 2014). Im Unterschied zum Iran wurde in Pakistan die große 
Mehrheit der während der sowjetischen Besatzungszeit geflüchteten Afghaninnen und Afghanen 
in Flüchtlingslagern untergebracht (IOM 2014). Die Versorgung und Unterbringung von Geflüchte-
ten wurde von der internationalen Gemeinschaft finanziell und technisch breit unterstützt (IOM 
2014). 

Mit dem Abzug der sowjetischen Truppen und nach dem Sturz der kommunistischen Nadschibul-
lah-Regierung versuchten beide Länder die geflüchteten Afghaninnen und Afghanen teils auf frei-
williger Basis, teils auf der Grundlage von Zwangsmitteln zu repatriieren: Der Iran begann bereits 
1992 mit dem ersten Repatriierungsprogramm und stellte nur noch temporäre Aufenthaltsgeneh-
migungen für Geflüchtete und irreguläre Migrantinnen und Migranten aus Afghanistan aus (IOM 
2014). Auch der Zugang zum Bildungs- und Gesundheitssystem wurde teilweise ausgesetzt. Aller-
dings hat der Iran später auf dem Höhepunkt der repressiven Taliban-Herrschaft, als die Minder-
heit der schiitischen Volksgruppe der Hazara in Afghanistan besonders verfolgt wurde, wieder Ge-
flüchtete aus Afghanistan in größerem Umfang aufgenommen. Pakistan sperrte sich nach dem Ab-
zug der sowjetischen Truppen ebenfalls gegen eine weitere Aufnahme von Flüchtlingen und be-
gann 1990 das erste Repatriierungsprogramm (Turton und Marsden 2002). Auch hat Pakistan wäh-
rend der Herrschaft der Taliban, die von der pakistanischen Regierung zumindest partiell unter-
stützt wurden, versucht, keine weiteren Geflüchteten mehr aufzunehmen. Dennoch ist die Zahl der 
Geflüchteten aus Afghanistan zum Ende der Taliban-Herrschaft in Pakistan wieder stark angestie-
gen. 

Nach dem Sturz der Taliban und dem Einmarsch der USA und der NATO-Truppen hat vor allem 
Pakistan seine Anstrengungen zur Rückführung von Geflüchteten und Vertriebenen aus Afghanis-
tan weiter verstärkt. Zunächst wurden freiwillige Rückkehrprogramme („assisted voluntary return 
programmes – AVRs“) mit der Unterstützung von UNHCR, der USA und anderen Mitgliedsstaaten 
der NATO aufgelegt. Seit 2001 werden Geflüchtete und Vertriebene aus Afghanistan in Pakistan als 
irreguläre Migrantinnen und Migranten ohne gültige Aufenthaltsdokumente behandelt und ein 
Flüchtlingsstatus oder Status als Asylbewerberin oder Asylbewerber verweigert (IOM 2014). Zahl-
reiche Flüchtlingslager wurden in Pakistan geschlossen. Zugleich wurde vermehrt von Diskrimi-
nierungsmaßnahmen und Gesetzesübergriffen durch öffentliche Einrichtungen und die Polizei ge-

                                                                    
6 Zu den Hocheinkommensländern werden hier neben den EU-27 alle Länder gerechnet, die nach der Klassifikation der Welt-
bank zu den Ländern mit einem hohen Pro-Kopf-Einkommen gerechnet werden.  
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genüber Afghaninnen und Afghanen berichtet (Willner-Reid 2017). Im Jahr 2015 schließlich for-
derte Pakistan alle Afghaninnen und Afghanen auf, das Land zu verlassen und versuchte diese 
Maßnahmen mit Zwang durchzusetzen (Human Rights Watch 2017).7 Auf internationalen Druck hin 
wurde ein Teil dieser Maßnahmen zurückgenommen und partielle temporäre Aufenthaltsdoku-
mente für die im Land lebenden Afghaninnen und Afghanen ausgestellt. 

Zugleich verschlechterten sich die wirtschaftlichen und sozialen Lebensbedingungen der Afgha-
ninnen und Afghanen in beiden Ländern: Die iranische Regierung ordnete nach dem Einmarsch der 
US- und der NATO-Truppen in Afghanistan verschiedene Erlasse an, die die Beschäftigung von af-
ghanischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern stark einschränkten. Auch wurden Wohnsitz-
auflagen erlassen und der Zugang zu öffentlichen Dienstleistungen eingeschränkt (IOM 2014; Will-
ner-Reid 2017). Allerdings haben die Afghaninnen und Afghanen im Iran bis heute einen weitge-
hend freien Zugang zum Bildungssystem und können sich seit 2015 genauso wie Iranerinnen und 
Iraner in dem öffentlichen Krankenversicherungssystem versichern, womit der Zugang zur sub-
ventionierten Gesundheitsversorgung gewährleistet ist (UNHCR 2020). Damit sind die Afghaninnen 
und Afghanen im Hinblick auf Bildung und soziale Dienstleistungen im Iran besser als in Pakistan 
gestellt. 

Das dritte Land in der Region, das Geflüchtete aus Afghanistan in nennenswertem Umfang aufge-
nommen hat, ist die Türkei. Die Türkei hat das Genfer Abkommen zur Rechtstellung der Flüchtlinge 
(GFK) mit dem geografischen Vorbehalt unterschrieben, dass es nur für Geflüchtete aus Europa 
Anwendung findet. Ein mit der GFK vergleichbarer Schutz für Geflüchtete aus Afghanistan findet 
dort entsprechend keine Anwendung. Nach türkischem Recht wird außereuropäischen Geflüchte-
ten nur ein vorübergehender Schutz gewährt, der für Massenflüchtlingsströme eingeführt wurde 
(Rohländer 2017). Der vorrübergehende Schutz kann durch den Ministerrat der Türkei jederzeit be-
endet werden. Zudem ist eine Aufenthaltsverfestigung etwa durch längerfristige Aufenthaltsge-
nehmigung oder die Annahme der türkischen Staatsbürgerschaft ausgeschlossen (Rohländer 
2017). Die Bedingungen für Unterbringung, Zugang zum Arbeitsmarkt und Leistungen der Gesund-
heitsversorgung sind in weiten Teilen eingeschränkt. Seit 2016 versucht die Türkei zudem ver-
stärkt den weiteren Zuzug von Afghaninnen und Afghanen u. a. durch eine Befestigung der Grenze 
gegenüber dem Iran zu verhindern. 

Die politischen, wirtschaftlichen und sozialen Lebensbedingungen werden auch durch die allge-
meine Lage in den Nachbarländern beeinflusst. Die Lage ist gegenwärtig in verschiedener Hinsicht 
prekär: 

• Erstens zeichnen sich die Nachbarländer Afghanistans durch einen hohen Grad politischer 
Unfreiheit und zahlreiche Menschenrechtsverletzungen aus. Als einziges Land der Region 
klassifiziert Freedom House Pakistan als „teilweise unfrei“, alle anderen Länder als „unfrei“ 
(Anhang A.2, Tabelle A1). Aber auch in Pakistan berichtet u. a. Human Rights Watch (2017) von 
zahlreichen Menschenrechtsverletzungen, insbesondere gegenüber ethnischen und religiö-
sen Minderheiten. Die Afghaninnen und Afghanen sind dort besonders betroffen. Insgesamt 
sind geflüchtete und vertriebene Afghaninnen und Afghanen in den Nachbarländern einem 
hohen Grad an politischer Willkür ausgesetzt. 

                                                                    
7 Dies wurde von der Menschenrechtsorganisation Human Rights Watch als “der größte Fall einer ungesetzlichen Massenrepatri-
ation von Geflüchteten in der jüngeren Geschichte“ eingeordnet (Human Rights Watch 2017). 
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• Zweitens ist das Bildungsniveau in den Nachbarländern teilweise sehr gering: So liegen die 
Einschulungsquoten in den Primar- und Sekundarschulen in Pakistan unter dem Niveau Af-
ghanistans, in dem Iran in den Sekundarschulen darüber (Anhang A.2, Tabelle A2). Im Iran ha-
ben die Kinder von Afghaninnen und Afghanen unabhängig von ihrem Aufenthaltsstatus freien 
Zugang zu Primar- und Sekundarschulen und werden dort nach demselben Curriculum wie 
iranische Kinder unterrichtet. Entsprechend hoch sind der Alphabetisierungsgrad und die Auf-
wärtsmobilität im Bildungsniveau unter den Afghaninnen und Afghanen im Iran (Hugo et al. 
2012; Abbasi-Shavazi und Sadeghi 2016). Demgegenüber ist der Zugang zum Bildungssystem 
für Afghaninnen und Afghanen in Pakistan wesentlich stärker eingeschränkt als im Iran. Dies 
spiegelt sich in dem Bildungsniveau der afghanischen Bevölkerung in Pakistan: Die Alphabeti-
sierungsraten sind gering und nur 25 Prozent der Männer und acht Prozent der Frauen können 
lesen und schreiben. Die Bruttoeinschulungsquoten in den Grundschulen belaufen sich auf 87 
Prozent der männlichen und 34 Prozent der weiblichen Bevölkerung. 45 Prozent der Afghanin-
nen und Afghanen, die säkulare Schulen in Pakistan besucht haben, haben die Grundschule 
nicht abgeschlossen, nur zehn Prozent haben eine tertiäre Bildungseinrichtung besucht (UN-
HCR 2021c). Insofern sind zumindest in Pakistan die Bildungschancen der afghanischen Bevöl-
kerung stark eingeschränkt. 

A.1). Aber der Iran war bereits im Jahr 2019 einer schweren Wirtschaftskrise mit einem Rück-
gang des Bruttoinlandsprodukts von knapp sieben Prozent ausgesetzt. Auch in Pakistan hat 
sich das Wachstum auf ein Prozent reduziert. Durch die COVID-19-Pandemie haben sich die 
gesamtwirtschaftlichen Bedingungen in diesen Ländern 2020 und 2021 weiter verschlechtert. 
Damit sind die wirtschaftlichen Ausgangsbedingungen in den beiden wichtigsten Aufnahme-
ländern, dem Iran und Pakistan, sehr ungünstig. Dies schlägt sich auch in entsprechend nied-
rigen Erwerbstätigenquoten und einem hohen Geschlechtergefälle in der Erwerbsbeteiligung 
in den Nachbarländern nieder. Die Arbeitsmarktlage der Afghaninnen und Afghanen in den 
beiden Hauptaufnahmeländern der Fluchtmigration ist sehr unterschiedlich: Während nur 
rund ein Fünftel bis ein Viertel der afghanischen Männer in Pakistan einer bezahlten Erwerbs-
tätigkeit im formellen Sektor nachgehen, so sind es über achtzig Prozent der afghanischen 
Männer im Iran, aber nur unter einem Zehntel der afghanischen Frauen. Die Verdienste sind in 
beiden Ländern weit unterdurchschnittlich (Wickramasekara et al. 2006; Majidi 2008; Overfeld 
und Zumot 2010; Ministry of SAFRON und UNHCR 2021c). 

Ausblick: Aufnahmechancen in den Nachbarländern 

In der Vergangenheit haben Pakistan und der Iran sowie, im wesentlich geringeren Umfang, die 
Türkei, große Teile der Geflüchteten und Vertriebenen aus Afghanistan aufgenommen. Dies ist je-
doch unter anderen geopolitischen, wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen erfolgt. Historisch 
war die Aufnahme von Geflüchteten aus Afghanistan zunächst Teil einer geopolitischen Strategie 
von Pakistan und dem Iran, die aus unterschiedlichen Gründen auf den Sturz des von der Sowjet-
union bzw. den sowjetischen Truppen in Afghanistan unterstützen Regimes zielte (Emadi 2010; Hi-
lali 2017). Danach hat die Aufnahmebereitschaft stark abgenommen und ein erheblicher Teil der 
Geflüchteten wurde repatriiert. Es ist davon auszugehen, dass die Aufnahmebereitschaft jetzt 

• Drittens sind die wirtschaftlichen Bedingungen in den Nachbarländern aus unterschiedli-
chen Gründen sehr schwierig: Zwar ist das wirtschaftliche Entwicklungsniveau in Nachbarlän-
dern mit 1.200 US Dollar in Pakistan und 6.000 US Dollar im Iran sehr unterschiedlich (Anhang 
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noch deutlich geringer ist: Die Regierung in Pakistan hat teils offen, teils verdeckt, die Machtüber-
nahme der Taliban in Afghanistan unterstützt (Afzal 2021; Kazim 2021; Miller 2021; Pfeifer 2021). 
Dabei spielen auch geostrategische Interessen, wie das Verhältnis der früheren afghanischen Re-
gierung zu Indien sowie Grenzkonflikte in den von Paschtunen besiedelten Regionen eine Rolle 
(Afzal 2021; Kazim 2021; Miller 2021; Threlkeld und Easterly 2021). Vor diesem Hintergrund ist eine 
Aufnahme von Menschen, die vor dem Taliban-Regime in Afghanistan fliehen oder von ihm vertrie-
ben wurden, sehr unwahrscheinlich. Die pakistanische Regierung hat auch ausdrücklich erklärt, 
dass sie nicht bereit ist, weitere Geflüchtete und Vertriebene aus Afghanistan aufzunehmen (Atiq 
2021; Klapper 2021; Spiegel Online 2021a). 

Die Regierung im Iran hat während und nach der sowjetischen Besatzungszeit die Volksgruppe der 
Hazara und verschiedene schiitische Gruppierungen in Afghanistan politisch und militärisch un-
terstützt. Das Verhältnis zu den Taliban während der ersten Regierungszeit war durch zahlreiche 
Konflikte geprägt, u. a. wegen der Verfolgung der schiitischen Hazara durch die damalige afghani-
sche Regierung und der Exekution iranischer Diplomaten in Mazar-i-Sharif 1998 (Daragahi 2021; 
Takeyh 2021). Während der letzten Jahre ist es allerdings zu einer Annäherung zwischen der irani-
schen Regierung und den Taliban gekommen (ebd.). Auch hat der neugewählte iranische Präsident 
die Machtübernahme der Taliban und den Abzug der US-Truppen und der NATO begrüßt (Daragahi 
2021; Takeyh 2021). Das Verhältnis zwischen dem Iran und der Taliban-Regierung ist aufgrund der 
ethnischen und religiösen Konflikte in der Vergangenheit sowie unterschiedlicher Interessen sehr 
viel distanzierter als im Fall von Pakistan (Takeyh 2021). Die Bereitschaft, Geflüchtete und Vertrie-
bene aus Afghanistan aufzunehmen, ist nach Medienberichten aber auch bei der iranischen Regie-
rung gering (Deutsche Welle 2021a; Sharma et al. 2021; Tagesschau Online 2021a). Mitunter ist da-
von die Rede, dass der Iran eine Schutzzone an der Grenze zu Afghanistan für Geflüchtete einrich-
ten will (Deutsche Welle 2021a). 

Die Bereitschaft, Geflüchtete und Vertriebene aus Afghanistan aufzunehmen, ist in den beiden in 
der Vergangenheit wichtigsten Aufnahmeländern also sehr gering. Ähnliches gilt für die zentralasi-
atischen Republiken der früheren Sowjetunion und China. Mit Ausnahme des ärmsten Landes in 
der Region, Tadschikistan, das die Bereitschaft geäußert hat, bis zu 100.000 Geflüchtete aus Afgha-
nistan aufzunehmen, lehnen alle anderen zentralasiatischen Staaten und China die Aufnahme von 
Geflüchteten ab (BBC News 2021; Deutsche Welle 2021a; Mijares 2021; Sajjad 2021). Allerdings ha-
ben Usbekistan und einige andere zentralasiatische Staaten die Erlaubnis erteilt, dass sogenannte 
„Ortskräfte“, ihre Familienangehörige und ähnliche Gruppen, die in Deutschland und anderen Mit-
gliedsstaaten der EU, NATO-Staaten usw. aufgenommen werden, über ihr Territorium aus Afgha-
nistan ausreisen können (Deutsche Welle 2021a). Die türkische Regierung schließlich hat aus-
drücklich erklärt, dass sie keine weiteren Geflüchteten oder Vertriebenen aus Afghanistan aufneh-
men will und plant die Grenze zum Iran durch eine Verlängerung des befestigten Grenzzauns und 
andere Maßnahmen gegen den Übertritt von geflüchteten Afghaninnen und Afghanen zu sichern 
(Guardian 2021; Gall 2021; SPIEGEL ONLINE 2021b; Tagesschau Online 2021b). Damit sind die po-
litischen Voraussetzungen für die Aufnahme von Geflüchteten aus Afghanistan in den Nachbar-
staaten und anderen Ländern der Region gegenwärtig nicht gegeben, zumindest nicht für eine grö-
ßere Zahl. 

Neben der Aufnahmebereitschaft sind auch der Grad an politischer Willkür in den wichtigsten Auf-
nahmeländern hoch und die humanitäre Lage für Geflüchtete schlecht, wie die vorhergehenden 
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Abschnitte gezeigt haben: So gelten die Nachbarländer nicht als politisch frei und zahlreiche Men-
schenrechtsverletzungen sowie Diskriminierung sind auch gegenüber Geflüchteten aus Afghanis-
tan dokumentiert. Zudem hat Pakistan das Genfer Abkommen zur Rechtsstellung von Flüchtlingen 
nicht unterzeichnet. Die Bildungschancen von Afghaninnen und Afghanen sind vor allem in Pakis-
tan teils aufgrund des gering entwickelten Bildungssystems, teils aufgrund von Zugangsbarrieren, 
schlecht. Die Lage stellt sich allerdings, wenn auch mit Einschränkungen, im Iran deutlich besser 
dar. Der Arbeitsmarktzugang für Afghaninnen und Afghanen ist in den beiden Hauptaufnahmelän-
dern Pakistan und dem Iran ebenfalls eingeschränkt. Auch vor den eingeführten Beschränkungen 
nach dem Einmarsch der USA und der NATO-Truppen in Afghanistan waren die Arbeitsmarktchan-
cen sehr viel schlechter als für die einheimische Bevölkerung. Schließlich zeichnen sich die meis-
ten Länder der Region entweder durch ein geringes wirtschaftliches Entwicklungsniveau oder bei 
einem höheren Entwicklungsniveau durch Wirtschaftskrisen aus. Beides senkt die Aufnahmebe-
reitschaft und verschlechtert die Lebensbedingungen für Geflüchtete in den Zielländern. 

2.3 Flucht und Aufnahmechancen in der EU und anderen 
Hocheinkommensländern 
Die Entwicklung bis zum Abzug der Truppen 

Die Hocheinkommensländer spielen für die Flucht- und Migrationsbewegungen aus Afghanistan 
im Vergleich zu der Nachbarregion nur eine untergeordnete Rolle. Nach Schätzungen des Hoch-
kommissariats für Flüchtlinge der Vereinten Nationen lebten zum Jahresende 2020 437.000 Ge-
flüchtete und Vertriebene in Hocheinkommensländern, davon mit 387.000 der überwiegende An-
teil in der EU-27 (UNHCR 2021a; 2021b). Die USA hat zum Jahresende 2021 nur rund 2.000 Geflüch-
teten aus Afghanistan aufgenommen. 

Die Zunahme der aus Afghanistan geflohenen Bevölkerung in der EU und anderen Hocheinkom-
mensländern entfällt auf zwei Perioden: Während der ersten Taliban-Herrschaft von 1996 bis 2001 
stieg sie von 25.000 auf 172.000 Personen und hat nach dem Einmarsch der US- und NATO-Truppen 
und dem Sturz des Taliban-Regimes zunächst abgenommen. Der zweite Anstieg entfällt auf die 
Jahre 2014 bis 2016, also die Zeitperiode, in der die bewaffneten Konflikte und Terroranschläge 
der Taliban in Afghanistan begannen zuzunehmen und die Fluchtrouten über das östliche Mittel-
meer und den westlichen Balkan noch geöffnet waren. In diesem Zeitraum ist die Zahl der aus Af-
ghanistan geflüchteten Bevölkerung in den Hocheinkommensländern von 140.000 Personen im 
Jahr 2014 auf 408.000 im Jahr 2016 gestiegen. Davon entfiel mit einem Anstieg von 105.000 auf 
356.000 Personen der überwiegende Teil auf die EU-27, in Deutschland stieg die Zahl der Geflüch-
teten aus Afghanistan von 47.000 auf 172.000 Personen (UNHCR 2021a; 2021b). Seit der weitgehen-
den Schließung der östlichen Mittelmeerroute nach der EU-Türkei-Erklärung vom März 2016 stag-
nierte die Zahl der Geflüchteten aus Afghanistan in der EU und anderen Hocheinkommensländern. 
In Deutschland ging sie seit 2018 zurück (Abbildung 2.3). 
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Abbildung 2.3:  Geflüchtete und vertriebene Afghaninnen und Afghanen in den Hocheinkommenslän-
dern, der EU und Deutschland  
1979 – 2020, Bevölkerungsbestand in Personen  
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Anmerkungen: EU-27, sowie alle weiteren Länder, die nach der Klassifikation der Weltbank als Hocheinkommensländer einge-
stuft werden. Die Angaben beziehen sich auf die „population of concern“ nach der Definition von UNHCR. Darunter fallen 
Flüchtlinge nach der Genfer Flüchtlingskonvention, Asylbewerberinnen und Asylbewerber und -berechtigte sowie intern vertrie-
bene oder geflüchtete Personen („forcefully displaced persons“). Aufgrund unvollständiger Angaben einzelner Länder kann die 
Gesamtzahl insbesondere zu Beginn der Berichtsperiode unterschätzt werden.Quelle: UNHCR Database 2021, eigene Analyse 
und Darstellung. © IAB 

Weitgehende Schließung der Fluchtrouten in die EU seit 2016 

Die Bedingungen für die Flucht aus den Ländern des Mittleren Ostens und Afghanistan haben sich 
seit 2015 grundlegend verändert. Die EU hat zwar die grundlegenden Institutionen des Gemeinsa-
men Europäischen Asylsystems (GEAS)8 de jure weitgehend unverändert gelassen, de facto wurde 
der Zugang für Schutzsuchende zur EU seit 2016 aber erheblich erschwert:9 

• Mit der EU-Türkei-Erklärung vom 18. März 2016 wurde es ermöglicht, alle Schutzsuchenden, 
die Griechenland oder andere Länder an den EU-Außengrenzen über die Türkei erreicht ha-
ben, in die Türkei zurückzuführen (Europäischer Rat 2016). Die EU-Türkei-Erklärung sieht die 
individuelle Prüfung jedes Asylantrags und die Beachtung des Grundsatzes der Nichtzurück-
weisung ausdrücklich vor. Zurückgeführt werden können alle Personen, die keinen Asylantrag 
gestellt haben oder deren Anträge als unbegründet oder unzulässig abgelehnt wurden. Dies 
ermöglicht allerdings auch die Rückführung von Personen mit legitimen Schutzansprüchen, 
sofern die Türkei die Kriterien eines sicheren Drittstaats erfüllt. Ob dies tatsächlich der Fall ist, 
ist juristisch umstritten (vgl. Marx 2016; Thym 2016; Deutscher Bundestag – Wissenschaftlicher 
Dienst 2016; Rohländer 2017). Insgesamt wurden bis 2020 nur rund 3.000 Personen in die Tür-
kei zurückgeführt (Deutsche Welle 2021b). Umgekehrt hat sich die EU verpflichtet, für jede in 

                                                                    
8 Das GEAS setzt sich u. a. aus der Dublin-III-Verordnung und der EURODAC-Verordnung, die die Zuständigkeit für Asylverfahren 
und die zugehörige Datenerhebung regeln, und fünf Richtlinien zusammen, die festlegen wer als Flüchtling gilt (Qualifikations-
richtlinie), welche Rechte die langfristig Aufenthaltsberechtigten haben, wie die Aufnahme und Behandlung von Flüchtlingen zu 
erfolgen hat (Aufnahmerichtlinie), und nach welchen Grundsätzen die Asylverfahren zu erfolgen haben (Asylverfahrensrichtli-
nie) sowie eine bislang nicht angewandte Richtlinie zum Schutz bei einem „Massenzustrom“ (Bendel 2014).  
9 Vgl. u. a.Tsourdy und De Beucker (2015) zur Beschreibung der Situation 2015; Scipioni (2018) zur Darstellung der nachfolgen-
den Entwicklung. 
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die Türkei zurückgeführte Person eine schutzberechtigte Person aufzunehmen.10 Insgesamt 
wurden 28.000 Personen auf diesem Weg in der EU, darunter 10.000 in Deutschland, aufge-
nommen (Deutsche Bundesregierung 2021). Zugleich hat sich die Türkei verpflichtet, alle Maß-
nahmen zu ergreifen, um irreguläre Grenzübertritte zu vermeiden. Dies dürfte zu dem erhebli-
chen Rückgang der Zahl von Geflüchteten, die über die östliche Mittelmeerroute nach Grie-
chenland gelangt sind, geführt haben. Im Gegenzug hat die EU zugesagt, in zwei Fazilitäten 
mehr als sechs Milliarden Euro für die Unterbringung und Versorgung von Geflüchteten in der 
Türkei zur Verfügung zu stellen sowie Visaerleichterungen für türkische Staatsangehörige in 
Aussicht gestellt (Europäischer Rat 2016). Mit den Mitteln der EU konnten die Bildungschan-
cen, aber auch die humanitäre und soziale Situation der Geflüchteten in der Türkei verbessert 
werden. Insgesamt dürfte dieses Maßnahmenpaket erheblich dazu beigetragen haben, die 
Fluchtmigration aus der Türkei in die EU stark zu reduzieren. 

• Ähnliche Abkommen wie mit der Türkei wurden auch mit anderen Mittelmeeranrainern und 
Transitländern entlang der zentralen Flucht- und Migrationsrouten geschlossen, um zu verhin-
dern, dass Geflüchtete und andere Migrantinnen und Migranten in größerem Umfang die Küs-
ten und die Außengrenzen der EU erreichen. Auch dies hat zur Reduzierung der irregulären 
Grenzübertritte und der Fluchtmigration in die EU beigetragen (European Parliament 2021) 

• An den Außengrenzen der EU wurden von den nationalen Regierungen und der Grenzagentur 
FRONTEX die Maßnahmen zum Schutz der Außengrenzen stark verstärkt (European Parlia-
ment 2021), mitunter wird von sogenannten „Pushbacks“, d. h. Zurückweisungen von Schutz-
suchenden an den Außengrenzen und auf See berichtet, die nach EU Recht illegal sind (Chris-
tides et al. 2021; Von der Burchard 2021). Auch durch diese Maßnahmen wurden die Chancen 
zum Stellen von Asylanträgen in der EU reduziert. 

• In Griechenland und Italien wurden sogenannte „Hotspots“ eingerichtet, die ursprünglich 
dazu gedacht waren, innerhalb kürzester Fristen die erkennungsdienstlichen Daten von Asyl-
antragstellerinnen und Asylantragstellern zu sammeln und Personen mit offensichtlich unbe-
gründeten Anträgen zu identifizieren (European Parliament 2021; Popp 2021). Danach sollten 
die Personen weiter verteilt bzw. abgeschoben werden. Tatsächlich wurden sehr viel mehr Ge-
flüchtete als ursprünglich vorgesehen in diesen Lagern unter schlechten humanitären, wirt-
schaftlichen und sozialen Bedingungen über längere Zeiträume, mitunter mehrere Jahre ohne 
Integrationschancen, untergebracht (Popp 2021). 

• Die Dublin-III-Verordnung, die u. a. die Zuständigkeit für die Durchführung der Asylverfahren 
regelt, war 2015 de facto außer Kraft gesetzt, weil die beiden quantitativ wichtigsten Ankunfts-
länder der Schutzsuchenden an den Außengrenzen der EU, Griechenland und Italien, die Ge-
flüchteten nicht oder nur unvollkommen registrierten, humanitär unzureichend versorgten 
und zugleich die Anreize für die Weitermigration in andere EU-Mitgliedsstaaten gestärkt ha-
ben. Ab 2016 wurde das System Schritt für Schritt wieder in Kraft gesetzt und die Möglichkeiten 
der Sekundärmigration innerhalb der EU-Mitgliedsstaaten stark reduziert. Dazu hat auch die 
Schließung der Balkan-Route im März 2016 beigetragen. 

                                                                    
10 Die EU stellte hierzu über einen Umverteilungsmechanismus zunächst eine Kapazität von 18.000 Personen bereit, die durch 
freiwillige Vereinbarungen um weitere 58.000 Personen auf insgesamt 76.000 Personen aufgestockt werden konnte.   
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• Der Europäische Rat beschloss 2015 160.000 Geflüchtete aus Italien und Griechenland auf an-
dere Mitgliedstaaten bis Jahresende 2017 umzuverteilen (UNHCR 2017). Das wurde jedoch 
nur in geringem Maße umgesetzt. Das grundlegende Problem des Gemeinsamen Europäischen 
Asylsystems, die ungleiche Verteilung der Geflüchteten über die EU-Mitgliedsstaaten mit den 
besonderen Belastungen der Länder an den EU-Außengrenzen, blieb jedoch unverändert. 

• Die EU und ihre Mitgliedsstaaten haben in den letzten Jahren die Kapazitäten für sogenannte 
„Resettlement-Programme“, also die Übersiedlung von Geflüchteten aus Drittstaaten mit ge-
prüften Schutzansprüchen erhöht: So stieg die Zahl der tatsächlich über Resettlement-Pro-
gramme eingereisten Personen in der EU von 11.000 im Jahr 2015 auf 29.000 im Jahr 2019 an 
(UNHCR 2019), davon entfielen knapp 10.000 auf Deutschland. Hierzu werden allerdings auch 
die im Rahmen der EU-Türkei-Erklärung aus der Türkei aufgenommenen Schutzsuchenden ge-
rechnet (s. o.). Mit 23.000 waren 2019 Geflüchtete aus Syrien die größte Gruppe, auf Geflüch-
tete aus Afghanistan entfielen nur 307 Fälle. Obwohl auf die EU damit gut 40 Prozent der Re-
settlement-Aufnahmen weltweit entfallen, sind die Zahlen insgesamt vor dem Hintergrund 
des gesamten Fluchtgeschehens und des humanitären Bedarfs gering. 

Insgesamt haben die EU und ihre Mitgliedsstaaten durch die EU-Türkei-Erklärung, die Schließung 
der Balkan-Route und viele andere Maßnahmen seit 2016 recht effektiv die Fluchtwege nach Eu-
ropa geschlossen, was sich in den sehr viel niedrigeren Zahlen der Asylerstanträge und irregulären 
Grenzübertritten spiegelt. Dies gilt auch für Geflüchtete aus Afghanistan, die zumindest in der Ver-
gangenheit im Wesentlichen über die Türkei, die östliche Mittelmeerroute und die Westbalkan-
route in die EU gelangt sind. 

Freiwillige Aufnahme von Geflüchteten aus Afghanistan in der EU und anderen Hocheinkom-
mensländern 

In welchem Umfang die USA und andere NATO-Mitgliedsländer, die sich an dem Einsatz in Afgha-
nistan beteiligt haben, Geflüchtete und Vertriebene aufnehmen werden, kann gegenwärtig nur 
schwer beurteilt werden. Die meisten Länder sind grundsätzlich bereit, (frühere) Beschäftigte der 
Streitkräfte, der Auslandsvertretungen und anderer Behörden sowie von Entwicklungsorganisati-
onen (im deutschen Sprachgebrauch sogenannte „Ortskräfte“, in der US-amerikanischen Termi-
nologie „alliierte Kräfte“) und einen Teil der Familienangehörigen aufzunehmen. In Deutschland 
zählen dazu Beschäftigte deutscher Einrichtungen, deren Beschäftigungsverhältnis nicht vor dem 
1.1.2013 endete und die Angehörigen der Kernfamilie, d. h. Ehepartnerinnen und -partner sowie 
minderjährige Kinder. Zudem werden unter bestimmten Bedingungen in einigen Ländern, darun-
ter Deutschland, auch Personen des öffentlichen Lebens, die z.B. als Journalistinnen und Journa-
listen, Menschrechtsaktivistinnen und -aktivisten oder Politikerinnen und Politiker durch die Tali-
ban-Herrschaft besonderen Risiken ausgesetzt sind, aufgenommen. 

Über die Zahl der bereits evakuierten bzw. aufgenommenen Afghaninnen und Afghanen herrscht 
keine völlige Transparenz. Bekannt ist bisher Folgendes: 

• Nach den Angaben der US-Regierung wurden von den USA und ihren Verbündeten nach dem 
Sturz der afghanischen Regierung vom 14. bis zum 25. August 2021 122.000 Personen auf dem 
Luftweg evakuiert, davon 82.300 Personen von den USA und 5.347 von der deutschen Regie-
rung (Deutsche Bundesregierung 2021). 
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• Wie viele Afghaninnen und Afghanen sich unter den evakuierten Personen befanden und um 
welche Personengruppen es sich handelt, ist nicht genau geklärt. Nach den Angaben der Deut-
schen Bundesregierung (2021) befanden sich 4.100 Afghaninnen und Afghanen unter den 
5.347 evakuierten Personen. Nach den Angaben der einzelnen Länder schwankt der Anteil der 
Afghaninnen und Afghanen an den evakuierten Personen zwischen 70 und 85 Prozent (Reuters 
2021). 

• Wie groß darunter der Anteil der sogenannten Ortskräfte und ihrer Familienangehörigen ist, 
ist ebenfalls nicht genau bekannt. Nach den letzten Angaben der Bundesregierung hat 
Deutschland 248 afghanische Ortskräfte und 948 Familienmitglieder evakuiert (Zeit Online 
2021). Ähnlich gering ist der Anteil der „alliierten Kräfte“ unter den Evakuierten nach gegen-
wärtigem Erkenntnisstand in den USA (Kessler 2021). 

Diesen Zahlen steht ein noch recht großes Potenzial an nicht-evakuierten Menschen aus Afghanis-
tan mit besonders großen persönlichen Risiken gegenüber. Allein für Deutschland schätzt das Aus-
wärtige Amt die Zahl der in Afghanistan verbliebenen Ortskräfte und ihrer Familienangehörigen 
auf 40.000 Personen, hinzukommen bis zu 10.000 weitere Personen mit besonderen Risiken, denen 
Deutschland zum Teil auch Schutz gewähren will (Tagesschau Online 2021c). Ob und in welchem 
Umfang es diesen Menschen gelingt, nach Abschluss der Evakuierung der alliierten Truppen über 
die Nachbarländer aus Afghanistan zu fliehen und eine Aufnahme in den USA, der EU und anderen 
Hocheinkommensländern zu erreichen, ist eine offene Frage. 

3 Integration in Deutschland 
Deutschland war zum Jahresende 2020 mit rund 216.000 Schutzsuchenden das wichtigste Zielland 
für die Fluchtmigration aus Afghanistan innerhalb der EU. Die Handlungsspielräume für eine an 
humanitären Zielen orientierte Flucht- und Asylpolitik werden auch zu erheblichen Teilen von der 
Integration der Geflüchteten in das Bildungssystem, den Arbeitsmarkt und andere gesellschaftli-
che und soziale Bereiche und den Kosten der Integration beeinflusst. Deutschland blickt inzwi-
schen auf mehrjährige Erfahrungen bei der Integration insbesondere der 2015 zugezogenen Afgha-
ninnen und Afghanen zurück. Die Integration von Afghaninnen und Afghanen, die jetzt vor dem 
Taliban-Regime fliehen, wird zwar mit hoher Wahrscheinlichkeit anders als die der 2015 nach 
Deutschland gekommenen Gruppen verlaufen, unter anderem weil inzwischen die Infrastruktur 
für die Integration besser ausgebaut ist und sich die jetzt ankommenden Geflüchteten aus Afgha-
nistan in ihrer Bildungs- und Sozialstruktur von den früher gekommenen Gruppen unterscheiden. 
Dennoch können aus den Erfahrungen der Vergangenheit erste Schlussfolgerungen über die künf-
tige Integration von Afghaninnen und Afghanen abgeleitet werden. 

Vor diesem Hintergrund werden in diesem Abschnitt zunächst die Rahmendaten über den Umfang 
der bisherigen Fluchtmigration aus Afghanistan, den Anteil der Afghaninnen und Afghanen mit 
rechtlich anerkannten Schutzansprüchen (Abschnitt 3.1) sowie ihre Zusammensetzung in Hinblick 
auf demografische Merkmale und Bildung dargestellt (Abschnitt 3.2). Darauf aufbauend werden 
die Integrationsprozesse im Zeitverlauf in Hinblick auf den Erwerb deutscher Sprachkenntnisse 



 
IAB-Forschungsbericht 9|2021  26 

(Abschnitt 3.3), die Arbeitsmarktintegration (Abschnitt 3.4) sowie die soziale Integration unter-
sucht (Abschnitt 3.5). Abschließend wird noch analysiert, welche Rolle Geldsendungen nach Afgha-
nistan gespielt haben könnten (Abschnitt 3.6) und wie hoch die fiskalischen Kosten der Schutzge-
währung und Integration gewesen sein könnten (Abschnitt 3.7). 

Die Untersuchungen hier stützen sich neben Daten aus der Wanderungsstatistik und der Statistik 
der Schutzsuchenden aus dem Statistischen Bundesamt, dem Ausländerzentralregister sowie der 
Beschäftigungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit auf die IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Ge-
flüchteten. Die IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten ist eine Längsschnittbefragung von 
Schutzsuchenden, die von 2013 bis 2016 nach Deutschland gekommen sind, und ihren Haushalts-
mitgliedern. Aus ihr lassen sich repräsentative Aussagen über diese Population, darunter auch die 
Afghaninnen und Afghanen, ableiten. Diese Datenbasis wird im Anhang beschrieben. Da für die 
meisten Analysen die Gruppe der erwerbsfähigen Geflüchteten im Fokus steht, wurde der Daten-
satz auf Personen zwischen 18 und 64 Jahre beschränkt. 

3.1 Hoher Anteil mit rechtlich anerkannten Schutzansprüchen 
In Deutschland lebten zum Jahresende 2020 272.000 Afghaninnen und Afghanen, von denen 
216.000 nach der Definition des Statistischen Bundesamtes als Schutzsuchende (siehe Infobox) 
gekommen sind. Der Wanderungssaldo von Staatsangehörigen aus Afghanistan belief sich bis 
Mitte der 2010er Jahre auf wenige tausend Personen, stieg dann aber 2014 auf 11.000 und 2015 im 
Zuge der starken Fluchtmigration auf 80.000 Personen. Seit der EU-Türkei-Erklärung vom 18. März 
2016 und der Schließung der Westbalkanroute im gleichen Monat ist der Saldo wieder auf wenige 
tausend Personen gesunken, wozu auch eine nicht unerhebliche Zahl von Fortzügen beigetragen 
hat (Abbildung 3.1). 

Abbildung 3.1:  Zuzüge, Fortzüge und Wanderungssaldo von afghanischen Staatsangehörigen  
Zuzüge nach und Fortzüge aus Deutschland sowie Wanderungssaldo in Personen, 2000 – 2019 
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Quelle: DESTATIS, Bevölkerung und Erwerbstätigkeit, Wanderungen, Fachserie 1, Reihe 1.2, Ausgaben 2000 – 2019, Wiesbaden; 
eigene Darstellung. © IAB.  
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Entsprechend ist die ausländische Bevölkerung mit afghanischer Staatsangehörigkeit von 75.000 
zum Jahresende 2014 auf 253.000 zum Jahresende 201611 gestiegen; die Zahl der Schutzsuchen-
den im gleichen Zeitraum von 54.000 auf 191.000 (Abbildung 3.2).Obwohl damit die in Deutschland 
lebende Bevölkerung aus Afghanistan im Zuge des Anstiegs der Fluchtmigration deutlich gewach-
sen ist, betrug ihr Anteil an der ausländischen Bevölkerung in Deutschland zum Jahresende 2020 
nur 2,4 Prozent und an den Schutzsuchenden 14,6 Prozent. 

Infobox  Was sind Schutzsuchende? 

Nach der Definition des Statistischen Bundesamtes sind Schutzsuchende Ausländerinnen und 
Ausländer, die sich unter Berufung auf völkerrechtliche, humanitäre oder politische Gründe in 
Deutschland aufhalten und mit entsprechendem aufenthaltsrechtlichem Status im Ausländer-
zentralregister (AZR) erfasst sind. Hierzu gehören drei Untergruppen: Erstens Schutzsuchende 
mit offenem Status, die sich zur Durchführung eines Asylverfahrens in Deutschland aufhalten, 
wobei über ihren Schutzstatus noch nicht entschieden wurde. Zweitens Schutzsuchende mit ei-
nem anerkannten Schutzstatus, die einen befristeten oder unbefristeten Aufenthaltstitel aus 
dem humanitären Bereich des Aufenthaltsgesetzes besitzen. Dazu zählen u. a. politisch Verfolgte 
nach Artikel 16a des Grundgesetzes, Flüchtlinge nach der Genfer Flüchtlingskonvention, Perso-
nen mit einem subsidiären Schutzstatus und einem Abschiebeschutz aus humanitären Gründen. 
Auch Personen, denen der Bundesminister des Inneren, für Bau und Heimat aus humanitären 
Gründen ein Aufenthaltsrecht einräumt, wie gegenwärtig einigen nach Deutschland gelangten 
„Ortskräften“ aus Afghanistan, werden zu dieser Kategorie gerechnet. Drittens schließlich 
Schutzsuchende mit abgelehntem Schutzstatus, die sich nach der Ablehnung ihres Asylantrags 
oder nach Verlust eines humanitären Aufenthaltstitels noch in Deutschland als Ausreisepflichtige 
aufhalten (DESTATIS 2021 und die entsprechenden Regelungen im Aufenthaltsgesetz – Auf-
enthG).  
In diesem Bericht werden die Begriffe Schutzsuchende und Geflüchtete als Sammelkategorie sy-
nonym verwendet, wobei aus der o. g. Definition deutlich wird, dass es sich um Menschen han-
delt, die Schutz gesucht haben, nicht aber zwingend um Menschen, die nach deutschem Recht 
auch einen Anspruch auf Schutz haben. 

                                                                    
11 Durch die verspätete Registrierung wurden viele Geflüchtete, die bereits 2015 nach Deutschland gekommen sind, erst im 
Laufe des Jahres 2016 von der Statistik erfasst. Insofern ist es statistisch sinnvoll, die Jahre 2015 und 2016 gemeinsam zu be-
trachten. 
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Abbildung 3.2:  Afghanische Staatsangehörige und Schutzsuchende in Deutschland   
Bevölkerung und Schutzsuchende mit afghanischer Staatsangehörigkeit in Personen, 1998 – 2020 

 50 000

 100 000

 150 000

 200 000

 250 000

 300 000

19
98

19
99

20
00

20
01

20
02

20
03

20
04

20
05

20
06

20
07

20
08

20
09

20
10

20
11

20
12

20
13

20
14

20
15

20
16

20
17

20
18

20
19

20
20

Bevölkerung
insgesamt

Schutzsuchende

 
Anmerkungen: Alle Angaben beziehen sich auf den 31.12. des jeweiligen Jahres. Schutzsuchende sind als Personen definiert, 
die entweder einen Asylantrag in Deutschland gestellt haben oder im Rahmen von Resettlement-Programmen und ähnlichen 
aufenthaltsrechtlichen Regelungen nach Deutschland gekommen sind. Sie umfassen Personen in den Asylverfahren, Personen 
mit einem anerkannten Schutzstatus aus politischen, völkerrechtlichen oder humanitären Gründen, einem anderen anerkann-
ten Schutzstatus sowie Personen, deren Schutzanträge abgelehnt wurden (Geduldete, vollziehbar Ausreisepflichtige).  
Quelle: DESTATIS, Schutzsuchende, Wanderungen, Fachserie 1, Reihe 1.2, Ausgaben 2000 – 2019, Wiesbaden; eigene Darstel-
lung. © IAB.  

69 Prozent der afghanischen Bevölkerung in Deutschland, die als Schutzsuchende gekommen 
sind, hatten zum Jahresende 2020 einen anerkannten, vierzehn Prozent einen abgelehnten und 16 
Prozent einen offenen Schutzstatus (Tabelle 3.1). Diese Anteile sind aus zwei Gründen nicht mit 
den erstinstanzlichen Anerkennungsquoten des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) zu verwechseln: Erstens steigen aufgrund von Widersprüchen und Gerichtsverfahren die 
Anerkennungsquoten im Vergleich zu den erstinstanzlichen Entscheidungen. Zweitens haben von 
2015 bis 2020 49.000 Afghaninnen und Afghanen Deutschland wieder teils freiwillig, teils durch Ab-
schiebungen nach Afghanistan oder in die nach dem Dublin-Abkommen für die Durchführung der 
Asylverfahren zuständigen EU-Staaten verlassen. Unter denjenigen, die Deutschland wieder ver-
lassen haben, dürfte der Anteil mit abgelehnten Asylanträgen folglich sehr viel höher als unter der 
in Deutschland verbliebenen afghanischen Bevölkerung sein. Insgesamt ist die Schutzquote der 
heute noch in Deutschland lebenden Afghaninnen und Afghanen mit knapp 70 Prozent etwas ge-
ringer als im Durchschnitt der Schutzsuchenden insgesamt und deutlich geringer als bei den ge-
flüchteten Syrerinnen und Syrern. 
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Tabelle 3.1: Schutzstatus und demografische Merkmale Schutzsuchender aus Afghanistan im Ver-
gleich  
2019, Personen und Anteile in Prozent, Aufenthaltsdauer und Altersangaben in Jahren 

  Staatsangehörige aus 

  Afghanistan Syrien dem Ausland insgesamt 

Bevölkerung in Personen 271 805 818 460 11 432 460 

Schutzsuchende in Personen 216 130 611 455 1 856 785 

Anteil Schutzsuchender an der  
Bevölkerung in Prozent 79,5 74,7 16,2 

  Anteile an den Schutzsuchenden in Prozent 

mit anerkanntem Schutzstatus 69,4 95,3 75,2 

mit abgelehntem Schutzstatus 14,3 0,9 13,1 

mit offenem Schutzstatus 16,4 3,8 11,6 

Männlich 65,4 62,6 61,3 

Minderjährig (0 -17 Jahre) 29,9 33,8 27,5 

im erwerbsfähigen Alter (15 – 64 
Jahre) 

72,1 69,1 72,1 

über 64 Jahre 2,6 1,6 4,2 

im Inland geboren 7,8 9,9 10,1 

  Durchschnitt in Jahren 

Aufenthaltsdauer 6,0 5,1 8,0 

Alter 25,8 26,3 29,8 

Alter bei Ersteinreise 19,8 21,2 21,8 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Bevölkerung und Erwerbstätigkeit. Schutzsuchende. Ergebnisse des Ausländerzentralregisters 
2019. Fachserie 1, Reihe 2.4, Wiesbaden 2021. © IAB  

Durch die jüngsten Entwicklungen in Afghanistan dürften die Anerkennungsquoten in den noch 
offenen Verfahren weiter steigen. Auch dürften sich die Erfolgschancen von Asylfolgeanträgen 
deutlich verbessert haben, so dass künftig mit steigenden Schutzquoten zu rechnen ist. Viele der 
Afghaninnen und Afghanen, die gegenwärtig als sogenannte „Ortskräfte“ oder als Menschen-
rechtsaktivistinnen und -aktivisten sowie Personen mit herausgehobenen gesellschaftlichen Posi-
tionen nach Deutschland kommen, werden hier kein Asylverfahren durchlaufen, sondern direkt 
einen Aufenthaltstitel aus humanitären Gründen nach §22 des Aufenthaltsgesetzes erhalten.12 
Diese Gruppe gehört zwar nicht zu den Asylbewerberinnen und Asylbewerbern, das Statistische 
Bundesamt rechnet sie aber auch zu den Schutzsuchenden. Insgesamt hat also bereits die große 
Mehrheit der nach Deutschland geflüchteten Afghaninnen und Afghanen einen rechtlich aner-
kannten Schutzanspruch erhalten und dieser Anteil wird durch die jüngsten Entwicklungen weiter 
steigen. Die Integration von Menschen, die aus Afghanistan nach Deutschland geflüchtet sind, in 
den Arbeitsmarkt, das Bildungssystem und ihre Teilhabe an allen anderen gesellschaftlichen Be-
reichen wird folglich noch an Bedeutung gewinnen.  

                                                                    
12 In §22 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) heißt es: „Einem Ausländer kann für die Aufnahme aus dem Ausland aus völker-
rechtlichen oder dringenden humanitären Gründen eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. Eine Aufenthaltserlaubnis ist zu 
erteilen, wenn das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat oder die von ihm bestimmte Stelle zur Wahrung politi-
scher Interessen der Bundesrepublik Deutschland die Aufnahme erklärt hat.“ Analog ist eine Aufnahme nach §23 AufenthG 
durch oberste Landesbehörden im Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat möglich. 
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3.2 Auswirkungen von Krieg und Flucht auf die Bildungsstruktur 
Höheres Bildungsniveau als der Durchschnitt der Bevölkerung in Afghanistan 

Fluchtmigration ist zu erheblichen Teilen erzwungen und hängt von existenziellen Bedrohungen 
durch bewaffnete Konflikte und andere Gewalt, Verfolgung und ähnliche Faktoren ab. Das Risiko 
dieser Bedrohungen kann ungleich über die Bevölkerung des Heimatlandes verteilt sein und somit 
zu einer höheren Flucht- und Migrationswahrscheinlichkeiten von Personen führen, die besonde-
ren Risiken ausgesetzt sind, z.B. der politisch aktiven Bevölkerung, Menschenrechtsaktivistinnen 
und -aktivisten, Führungskräften in Staat und Wirtschaft, Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-
ler oder Lehrerinnen und Lehrer. Viele dieser Personen dürften über ein überdurchschnittliches 
Bildungsniveau verfügen und sich häufig auch in den Werten und Weltanschauungen vom Bevöl-
kerungsdurchschnitt unterscheiden. 

Selbst wenn man annimmt, dass die Risiken von bewaffneten Konflikten und Verfolgung gleich 
über die Bevölkerung verteilt und nicht mit Bildung und anderen Fähigkeiten korreliert sind, so 
kann sich eine positive Selbstselektion der Fluchtbevölkerung ergeben (Aksoy und Poutvaara 
2021): Unter der Annahme, dass die persönlichen Lebensrisiken gleich über die Bevölkerung ver-
teilt sind, aber die ökonomischen Risiken von bewaffneten Konflikten und Verfolgung ungleich ver-
teilt sind, ergeben sich im Durchschnitt höhere Emigrationsanreize für die Bevölkerung mit einem 
höheren Bildungsniveau und anderen Fähigkeiten (Aksoy und Poutvaara 2021). 

Die Risiken auf der Flucht haben dagegen die umgekehrten Wirkungen: Mit steigenden Risiken auf 
der Flucht steigen nicht nur die persönlichen Lebensrisiken für alle Betroffenen, sondern sinken 
auch die ökonomischen Anreize zur Migration für Personen mit hoher Bildung und anderen Fähig-
keiten, da die Chancen diese Möglichkeiten in den Zielländern zu realisieren sinken. Entsprechend 
fällt das durchschnittliche Bildungsniveau der Geflüchteten mit steigenden Fluchtrisiken (Aksoy 
und Poutvaara 2021). 

Zu berücksichtigen ist allerdings auch, dass mit steigenden Kosten für Flucht und andere Formen 
der Migration der Anteil der Bevölkerung an den Geflüchteten, der über ausreichende Ressourcen 
verfügt, steigt. Auch dies werden im Durchschnitt Personen sein, die über ein höheres Bildungsni-
veau als der Durchschnitt der Bevölkerung in den Heimatländern verfügen. 

Auf Grundlage der IAB-BAMF-SOEP-Migrationsstichprobe und Daten über die Bevölkerungen aus 
den wichtigsten Herkunftsländern der Fluchtmigration hat Guichard (2020) empirisch die Selbst-
selektion der Geflüchteten in Deutschland im Vergleich zu Personen, die in den Heimatländern ver-
blieben sind untersucht. Die Ergebnisse bestätigen die theoretischen Überlegungen: Danach ist 
die Migrationswahrscheinlichkeit von Afghaninnen und Afghanen mit Hochschulabschlüssen rund 
doppelt so hoch wie diejenige von Personen, die nur über eine sekundäre oder primäre Schulbil-
dung verfügen (Guichard 2020). 

Zugleich zeigen die Befunde, dass die hohen Risiken der Flucht auch die demographische Struktur 
der Geflüchteten aus Afghanistan beeinflusst: Mit knapp 20 Jahren ist das durchschnittliche Alter 
bei der Ersteinreise nach Deutschland noch geringer als das ohnehin geringe Alter der Geflüchte-
ten insgesamt (knapp 22 Jahre). Auch ist der Männeranteil mit 65 Prozent höher als bei den Ge-
flüchteten insgesamt (61 %). Zum Jahresende 2021 belief sich das Durchschnittsalter der Geflüch-
teten aus Afghanistan auf knapp 26 Jahre, das der Schutzsuchenden auf knapp 30 Jahre. Mit 72 
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Prozent entspricht der Anteil der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter unter den afghanischen Ge-
flüchteten demjenigen der Schutzsuchenden insgesamt. Des Weiteren ist die Aufenthaltsdauer mit 
sechs Jahren geringer als bei den Geflüchteten insgesamt (8 Jahre), aber länger als die der Syre-
rinnen und Syrer (5 Jahre) (Tabelle 3.1). 

Hohes Bildungsgefälle zwischen der deutschen Bevölkerung und afghanischen Geflüchteten 

Auch wenn die Geflüchteten aus Afghanistan über ein höheres Bildungsniveau als der Bevölke-
rungsdurchschnitt in ihrem Heimatland verfügen, besteht ein deutliches Bildungsgefälle im Ver-
gleich zu anderen Geflüchteten und der Bevölkerung mit deutscher Staatsangehörigkeit. So haben 
24 Prozent der Afghaninnen und Afghanen in Deutschland gar keine Schule in ihrem Heimatland 
besucht, 16 Prozent eine sechsjährige Primarschule, im Vergleich zu elf bzw. dreizehn Prozent bei 
den Geflüchteten aus anderen Herkunftsländern. Weitere 19 Prozent der Afghaninnen und Afgha-
nen haben Sekundarschulen vergleichbar unseren Mittel- und Realschulen besucht (neun bis zehn 
Schuljahre), 24 Prozent Gymnasien und sonstige weiterführende Schulen (z.B. Fachoberschulen), 
fünf Prozent Oberschulen mit einer berufspraktischen Ausrichtung (IAB-BAMF-SOEP-Befragung 
von Geflüchteten, eigene Auswertung). Während damit in der Summe 48 Prozent Mittel-, Real- und 
weiterführende Schulen wie Gymnasien besucht haben, beläuft sich dieser Anteil bei den Geflüch-
teten aus anderen Herkunftsländern auf 70 Prozent. Schließlich haben nur fünfzehn Prozent eine 
berufliche Bildung, Ausbildung oder Hochschule besucht im Vergleich zu 25 Prozent der Geflüch-
teten aus anderen Herkunftsländern (Tabelle 3.2). 

Tabelle 3.2: Bildung von Geflüchteten aus Afghanistan im Vergleich zu anderen Geflüchteten und in 
Deutschland geborenen Personen  
2019, Personen und Anteile in Prozent, Aufenthaltsdauer und Altersangaben in Jahren  

  Geflüchtete aus in Deutschland 

  Afghanistan sonstigen Herkunftsländern geborene Personen 

  Besuch Abschluss Besuch Abschluss Abschluss 

  Schulbildung 

Keine Schule besucht/abgeschlossen 24 57 11 37 3 

Primarschule (6 Jahre) 16 - 13 - 22 

Mittelschule/Realschule 19 8 30 18 36 

Gymnasien/sonst. weiterführende 
Schulen 24 18 37 30 37 

Berufsbildende Schulen u. ä. 5 4 3 2 1 

unbekannt/keine Antwort 13 14 6 12 1 

  Berufs- und Hochschulbildung 

Keine Berufsbildung/Studium 86 89 75 84 16 

Berufliche Bildung/Ausbildung 9 5 13 9 58 

Hochschule/Universität/Promotion 5 5 11 11 23 

Sonstiges 1 1 1 1 3 

Quelle: IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten im Alter von 18-64 Jahren, Wellen 2016-2019, SOEP Core, gewichtet, eigene 
Auswertung. © IAB  



 
IAB-Forschungsbericht 9|2021  32 

Bei der Interpretation dieser Zahlen ist allerdings das geringe Durchschnittsalter beim Zuzug (19,8 
Jahre) zu berücksichtigen, d.h. viele der Geflüchteten aus Afghanistan waren beim Zuzug noch zu 
jung, um bereits berufsbildende Abschlüsse oder Hochschulabschlüsse in den Heimatländern zu 
erwerben. Zudem mussten durch die Verhältnisse im Land häufig Bildungsbiografien unterbro-
chen werden und Abschlüsse waren für Frauen nicht oder nur in begrenztem Umfang zugänglich 
(vgl. Abschnitt 2). Schließlich muss berücksichtigt werden, dass die Struktur des Bildungssystems 
nicht mit dem Deutschlands vergleichbar ist. So existiert in Afghanistan kein mit dem dualen Be-
rufsbildungssystem im deutschen Sinne vergleichbares System und es bestehen auch erhebliche 
Unterschiede in der Qualität der Bildungseinrichtungen. 

Steigendes Bildungsniveau der jetzt geflüchteten Afghaninnen und Afghanen zu erwarten 

Es ist aus drei Gründen sehr wahrscheinlich, dass das durchschnittliche Bildungsniveau der Afgha-
ninnen und Afghanen, die jetzt nach Deutschland kommen bzw. dorthin evakuiert wurden, höher 
ist, als das der Geflüchteten, die in der Vergangenheit nach Deutschland kamen: Erstens, wurde 
und wird mit der Auswahl der Personen, die evakuiert wurden und denen künftig Visa ausgestellt 
werden, spezifische Gruppen bevorzugt: So dürften die bei den deutschen Truppen beschäftigten 
Personen über überdurchschnittliche Fremdsprachenkenntnisse, Lese- und Rechtschreibkennt-
nisse u. ä. verfügen. Gleiches gilt für Nichtregierungsorganisationen, hier dürfte auch ein nicht un-
erheblicher Teil von Akademikerinnen und Akademikern beschäftigt worden sein. Schließlich zäh-
len die Gruppen mit einem besonderen Schutzbedarf wie Journalistinnen und Journalisten, Men-
schrechtsaktivistinnen und -aktivisten, Politikerinnen und Politiker, Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler usw. zu den in der Regel hochgebildeten Eliten des Landes. Insofern wird mit der 
Auswahl der Geflüchteten durch die deutschen Behörden den höher Gebildeten bessere 
Fluchtchancen eingeräumt. Zweitens, werden durch die Machtübernahme der Taliban die Verfol-
gungsrisiken und andere persönliche Lebensrisiken vor allem für gebildete Kräfte im Staat und der 
Verwaltung, Öffentlichkeit, Politik u. ä. Bereiche steigen. Eine besonders betroffene Gruppe könn-
ten die weiblichen Beschäftigten im Bildungswesen und der Wissenschaft sein. Damit steigen die 
Flucht- und Migrationsgründe und -anreize für Gruppen mit höherer Bildung überdurchschnittlich. 
Drittens, schließlich steigen durch die Schließung der Fluchtrouten in die Nachbarländer und nach 
Europa die Kosten der Flucht. Dies schließt weite Teile der afghanischen Bevölkerung mit geringe-
ren Ressourcen und einem niedrigeren Bildungsniveau von der Flucht aus, was wiederum das 
durchschnittliche Bildungsniveau der Geflüchteten, die die europäischen Zielländer erreichen o-
der erreichen können, erhöht. 

3.3 Deutschsprachkenntnisse 
Verzögerte Öffnung der Integrationskurse 

Mehr als 95 Prozent der Geflüchteten aus Afghanistan wie auch aus anderen Herkunftsländern ver-
fügten bei ihrem Zuzug nach Deutschland über keine Deutschsprachkenntnisse (IAB-BAMF-SOEP-
Befragung von Geflüchteten, eigene Auswertung). Erst mit dem zum 24.10.2015 in Kraft getretenen 
Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz („Asylpaket I“) wurden für Asylbewerber und Asylbewerbe-
rinnen aus Herkunftsländern mit „guter Bleibeperspektive“ der Zugang zu dem wichtigsten 
Sprachprogramm der Bundesregierung, den Integrationskursen des Bundesamtes für Migration 
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und Flüchtlinge, geöffnet – sofern ausreichende Plätze zur Verfügung standen. Afghanische Asyl-
bewerberinnen und Asylbewerber waren von den Integrationskursen damit zunächst weiterhin 
ausgeschlossen, weil Afghanistan nicht zu den Herkunftsländern mit guter Bleibeperspektive ge-
rechnet wurde. Afghaninnen und Afghanen konnten somit erst an Integrationskursen teilnehmen, 
wenn sie entweder nach Abschluss der Asylverfahren einen Schutzstatus erhielten oder wenn ihr 
Asylantrag abgelehnt wurde, die Abschiebung jedoch nach §60a Abs. 2 AufenthG aus rechtlichen 
oder tatsächlichen Gründen nicht durchgeführt werden konnte. Weil die Asylverfahren bis Jahres-
ende 2016 für Personen aus Ländern ohne gute Bleibeperspektive im Durchschnitt noch deutlich 
länger als ein Jahr in Anspruch genommen haben, konnten geflüchtete Afghaninnen und Afghanen 
erst mit einer deutlichen Verzögerung an den Integrationskursen teilnehmen. 

Dies spiegelt sich in den Zahlen zum Abschluss und zur Teilnahme an Integrationskursen. So haben 
im ersten Jahr nach dem Zuzug 23 Prozent der Afghaninnen und Afghanen an Integrationskursen 
teilgenommen im Vergleich zu 36 Prozent der sonstigen Geflüchteten, nach zwei Jahren 37 Prozent 
und nach drei Jahren 53 Prozent. Erst nach fünf Jahren gleichen sich die Zahlen an (IAB-BAMF-
SOEP-Befragung von Geflüchteten, eigene Auswertung).13 Neben den Integrationskursen wurden 
jedoch durch ehrenamtliche, private und kommunale Träger sowie Landesprogramme noch zahl-
reiche andere Sprachprogramme angeboten, deren Dauer allerdings in der Regel deutlich geringer 
als die der Integrationskurse war und deren Qualität sehr unterschiedlich ausfiel. Die Afghaninnen 
und Afghanen haben diese Programme in großem Umfang genutzt: So haben insgesamt im ersten 
Jahr nach dem Zuzug 68 Prozent und im zweiten Jahr 80 Prozent der Afghaninnen und Afghanen 
an einem Sprachprogramm teilgenommen. Diese Anteile entsprachen der Deutschsprachkursteil-
nahme der anderen Geflüchteten. Fünf Jahre nach dem Zuzug ist der Anteil der Sprachkursteilneh-
merinnen und -teilnehmer unter den afghanischen Geflüchteten in Deutschland sogar acht Pro-
zentpunkte höher als bei den übrigen Geflüchteten, allerdings sind bei der Interpretation der Zah-
len auch mögliche Differenzen in der Sprachkursqualität zu berücksichtigen (Abbildung 3.3). 

                                                                    
13 Die Differenzen der Punktschätzungen zur Integrationsteilnahme nach einer Aufenthaltsdauer von fünf Jahren in Abbil-
dung 3.3 sind nicht signifikant. 
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Abbildung 3.3: Teilnahme an Integrationskursen und Sprachkursen insgesamt  
Sprachkurse insgesamt: durchgezogene Linie, Integrationskurse des BAMF: gestrichelte Linie 
Anteile in Prozent 

 
Anmerkungen: Die Punkte bezeichnen den Mittelwert in der Stichprobe, die schattierten Flächen das 95-Prozent-Konfidenzin-
tervall.- Die Werte beziehen sich auf die in der Stichprobe enthaltenen Kohorten nach ihrer Aufenthaltsdauer. Sie können im 
Zeitverlauf auch sinken, wenn z.B. früher zugezogene Kohorten weniger Sprachkursangebote bekommen oder diese Angebote 
weniger genutzt haben. Dies ist bei den Afghaninnen und Afghanen mit einer Aufenthaltsdauer von fünf Jahren und mehr der 
Fall, was u. a. durch den schlechteren Zugang von früher zugezogenen Kohorten zu Sprachkursen erklärt werden kann.  
Quelle: IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten im Alter von 18-64 Jahren, Wellen 2016-2019, gewichtet, eigene Auswer-
tung. © IAB  

Ähnliche Sprachentwicklung wie von anderen Geflüchteten 

Im Hinblick auf die Selbsteinschätzung14 der Deutschsprachkenntnisse ergeben sich keine großen 
Unterschiede zwischen den Geflüchteten aus Afghanistan und anderen Herkunftsländern. Zu Be-
ginn des Aufenthalts, rund zwei Jahre nach dem Zuzug, sind die Deutschsprachkenntnisse der Ge-
flüchteten aus anderen Herkunftsländern höher als diejenigen der Geflüchteten aus Afghanistan, 
danach in etwa vergleichbar oder fünf Jahre nach dem Zuzug unwesentlich geringer (Abbildung 
3.4). Dies spricht dafür, dass die Geflüchteten aus Afghanistan ihre anfänglichen Nachteile durch 
den Ausschluss von den Integrationskursen während der Asylverfahren, durch die Beteiligung an 
anderen Sprachkursen während der Asylverfahren bzw. die Teilnahme an Integrationskursen nach 
dem Ende der Asylverfahren ausgleichen konnten. 

                                                                    
14 Selbsteinschätzungen der Sprachkompetenz können zwar Tests sprachlicher Kompetenz nicht ersetzen, allerdings ergibt sich 
eine hohe Korrelation zwischen den Selbsteinschätzungen der Befragten und den Angaben von Interviewerinnen und Intervie-
wern zur sprachlichen Kompetenz der befragten Personen in der Interviewsituation (Cronbach’s Alpha = 0,708). Dies deutet 
darauf hin, dass die Selbsteinschätzungen zumindest ein guter Indikator für die Sprachbeherrschung im Alltag sind (de Paiva 
Lareiro et al. 2020). 
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Abbildung 3.4: Deutschsprachkenntnisse der Geflüchteten aus Afghanistan und anderer Geflüchteter 

Aggregierter Index aus den drei Dimensionen Sprechen, Lesen, Schreiben. Ein Wert von eins bezeichnet keine oder sehr 
schlechte Sprachkenntnisse, ein Wert von 5 sehr gute Sprachkenntnisse.  
Anteile in Prozent  

 
Anmerkung: Die Punkte bezeichnen den Mittelwert in der Stichprobe, die schattierten Flächen das 95-Prozent-Konfidenzinter-
vall.  
Quelle: IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten im Alter von 18-64 Jahren, Wellen 2016-2019, gewichtet, eigene Auswer-
tung. © IAB 

3.4 Arbeitsmarktintegration 
Höhere Beschäftigungsquoten als Staatsangehörige anderer Asylherkunftsländer 

Die Beschäftigungsquote der afghanischen Staatsangehörigen in Deutschland belief sich zum 
30.4.2021 auf 40 Prozent, das sind drei Prozentpunkte mehr als bei den Beschäftigten aus den acht 
wichtigsten Asylherkunftsländern insgesamt. Nachdem die Beschäftigungsquote im Zuge des star-
ken Zuzugs 2015 und 2016 zunächst eingebrochen war, hat sie bereits im Jahr 2019 die 40 Prozent-
schwelle wieder überschritten. Im Zuge der COVID-19-Pandemie wurde der Anstieg der Beschäfti-
gungsquoten bei den Afghaninnen und Afghanen ähnlich wie bei der Bevölkerung aus den acht 
wichtigsten Asylherkunftsländern insgesamt zunächst unterbrochen. Seitdem ist eine Stagnation 
der Beschäftigungsentwicklung zu beobachten (Abbildung 3.5). 

Aber etwas geringere Erwerbstätigenquoten bei Kontrolle für Aufenthaltsdauer 

Die aggregierten Zahlen verdecken Unterschiede zwischen den Gruppen, die sich durch ein unter-
schiedliches Alter, Aufenthaltsdauer und ähnliche Merkmale ergeben. So war die Aufenthaltsdauer 
der afghanischen Bevölkerung zum 31.12.2020 im Durchschnitt ein Jahr länger als z.B. bei der Be-
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völkerung der Syrerinnen und Syrer. Die Beschäftigungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit ent-
hält keine Angaben zur Aufenthaltsdauer, so dass für eine tiefergehende Analyse die Befragungs-
daten der IAB-BAMF-SOEP-Migrationsstichprobe herangezogen werden (s .o.). 

Abbildung 3.5:  Beschäftigungsquoten der Staatsangehörigen aus Afghanistan und der acht wichtigsten 
Asylherkunftsländer in Deutschland  
Beschäftigungsquote in Prozent, 31.12.2008 – 30.4.2021 

 
Anmerkungen: Die Beschäftigungsquote ist als Anteil der abhängig Beschäftigten (ohne Beamte) an der Bevölkerung im er-
werbsfähigen Alter (15 bis unter 65 Jahren) in Prozent definiert. Die Werte beziehen sich auf den 31.12. des jeweiligen Jahres, im 
Jahr 2021 auf den 30.4.2021. Durch das geringe Durchschnittsalter der afghanischen Staatsangehörigen und der Personen aus 
den anderen Asylherkunftsländern sind die Beschäftigungsquoten nur bedingt mit denjenigen im deutschen Bevölkerungs-
durchschnitt vergleichbar. 1) Asylherkunftsländer-8: Afghanistan, Eritrea, Iran, Irak, Nigeria, Pakistan, Somalia, Syrien.  
Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Sonderauswertung; Ausländerzentralregister, Sonderauswertung; eigene Be-
rechnungen und Auswertung. © IAB  

Diese Daten zeigen, dass bei Kontrolle für die Aufenthaltsdauer die Beschäftigungsquoten der Be-
völkerung im erwerbsfähigen Alter aus Afghanistan geringfügig niedriger als diejenigen der sons-
tigen Geflüchteten in Deutschland ausfallen. Allerdings belaufen sich die Differenzen in den Punkt-
schätzungen in der Regel nur auf drei Prozentpunkte oder weniger, so dass sie statistisch nicht 
signifikant sind. Nur fünf Jahre nach dem Zuzug belaufen sie sich auf neun Prozentpunkte, hier 
schränken allerdings die geringen Fallzahlen die Aussagekraft ein (Abbildung 3.6). Insgesamt ist 
von einem recht ähnlichen Integrationsverlauf der Afghaninnen und Afghanen im Vergleich zu an-
deren Geflüchteten auszugehen. 
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Abbildung 3.6:  Erwerbstätigenquoten der Geflüchteten aus Afghanistan und anderer Geflüchteter nach 
Aufenthaltsdauer 
Anteil der Erwerbstätigen an der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter in Prozent  

 
Anmerkungen: Die Punkte bezeichnen den Mittelwert in der Stichprobe, die schattierten Flächen das 95-Prozent-Konfidenzin-
tervall. Als erwerbstätig sind alle Personen definiert, die einer bezahlten Erwerbstätigkeit nachgehen. 
Quelle: IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten im Alter von 18-64 Jahren, Befragungswellen 2016-2019, gewichtet, eigene 
Auswertung. © IAB  

Hohes Geschlechtergefälle in den Erwerbstätigenquoten 

Die Differenzen in den Erwerbsverläufen zwischen den Geflüchteten aus Afghanistan und Geflüch-
teten aus anderen Herkunftsländern sind im Wesentlichen auf Differenzen in den Erwerbstätigen-
quoten von Frauen zurückzuführen (Abbildung 3.7). 

Dies steht teilweise in einem Zusammenhang mit strukturellen Faktoren: Zwar sind die Geschlech-
terunterschiede in den Bildungs- und Ausbildungsabschlüssen, die in den Herkunftsländern er-
worben wurden, in der afghanischen Bevölkerung in Deutschland nicht wesentlich höher als unter 
den anderen Geflüchteten. Allerdings verfügen nur 27 Prozent der Afghaninnen, aber 41 Prozent 
der anderen geflüchteten Frauen über Erwerbserfahrungen vor dem Zuzug. Für Geflüchtete aus 
Afghanistan wie auch aus anderen Herkunftsländern könnte auch die Familienstruktur eine wich-
tige Rolle für das Geschlechtergefälle in den Erwerbsquoten spielen: So leben 64 Prozent der af-
ghanischen Frauen, aber nur 22 Prozent der afghanischen Männer (bzw. 61 versus 21 Prozent der 
anderen Geflüchteten) mit minderjährigen Kindern in einem Haushalt, während das Verhältnis in 
der in Deutschland geborenen Bevölkerung mit 52 zu 50 Prozent nahezu ausgeglichen ist. Das 
Gendergefälle ist insbesondere bei den Kleinkindern stark ausgeprägt und unter Geflüchteten aus 
Afghanistan etwas größer als unter solchen aus anderen Herkunftsländern: So leben 34 Prozent 
der afghanischen Frauen, aber nur 12 Prozent der afghanischen Männer mit Kindern im Alter von 
bis zu zwei Jahren in einem Haushalt, während dies auf jeweils 15 Prozent der Frauen und Männer 
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der deutschen erwachsenen Bevölkerung zutrifft. Ähnlich ist das Verhältnis bei den Kleinkindern 
im Alter von drei bis sechs Jahren ausgeprägt (Tabelle 3.3). 

Abbildung 3.7: Geschlechtergefälle in den Erwerbstätigenquoten der Geflüchteten aus Afghanistan und ande-
rer Geflüchteter nach Aufenthaltsdauer 

Anteil der Erwerbstätigen an der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter nach Geschlecht in Prozent  

 
Anmerkungen: Die langgestrichelten Linien bezeichnen die Erwerbstätigenquoten von Frauen und die kurz gestrichelten Linien 
die Erwerbstätigenquoten von Männern. Die Punkte bezeichnen den Mittelwert in der Stichprobe, die schattierten Flächen das 
95-Prozent-Konfidenzintervall. Als erwerbstätig sind alle Personen definiert, die einer bezahlten Erwerbstätigkeit nachgehen. 
Quelle: IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten im Alter von 18-64 Jahren, Befragungswellen 2016-2019, gewichtet, eigene 
Auswertung. © IAB  
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Tabelle 3.3: Minderjährige Kinder im Haushalt 

  Geflüchtete aus in Deutschland 

  Afghanistan sonstigen Herkunftsländern geborene Personen 

  Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer 

  Anteile an den erwachsen Personen mit Kindern im Haushalt in Prozent 

Kinder im Alter von 0 -3 
Jahren 34 12 31 11 15 15 

Kinder im Alter von 4 -6 
Jahren 14 5 13 4 8 8 

Kinder im Alter von 
7 – 17 Jahren 16 5 17 6 29 26 

Kinder unter 18 Jahren 
insgesamt 64 22 61 21 52 50 

  Zahl der minderjährigen Kinder im Haushalt 

Minderjährige Kinder im 
Haushalt 1,87 0,69 1,66 0,69 0,68 0,59 

Anmerkung: Die Angaben beziehen sich auf Personen im Alter von 18 bis 64 Jahren. 
Quelle: IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten und SOEP Core , Wellen 2016-2019, gewichtet, eigene Auswertung. © IAB  

Dies spiegelt sich in einer höheren Belastung durch Haushalts- und Betreuungsarbeit: So ist das 
Geschlechtergefälle im Zeitaufwand bei der Hausarbeit und der Betreuungsarbeit in der afghani-
schen Bevölkerung hoch, insbesondere in Haushalten mit Kleinkindern und anderen minderjähri-
gen Kindern. Es ist allerdings nicht höher als in der in Deutschland geborenen Bevölkerung. So 
leisten afghanische Männer etwas mehr Hausarbeit und sehr viel mehr Betreuungsarbeit bei der 
Versorgung von Kindern als deutsche Männer. Dies steht natürlich auch im Zusammenhang mit 
den niedrigeren Erwerbstätigenquoten der Geflüchteten. Bei den Geflüchteten aus anderen Her-
kunftsländern ist das Gendergefälle bei der Haus- und Betreuungsarbeit ähnlich stark wie bei den 
afghanischen Geflüchteten ausgeprägt. Insgesamt zeigt sich also, dass die höhere Zahl von min-
derjährigen Kindern und vor allem Kleinkindern mit einem deutlichen höheren Aufwand in der 
Haus- und Betreuungsarbeit einhergeht, die sehr ungleich zwischen den Geschlechtern verteilt ist. 
Letzteres trifft auch auf deutsche Familien zu, allerdings ist dort die Kinderzahl sehr viel niedriger. 
Auffällig ist auch, dass sich bei den Geflüchteten auch kinderlose Frauen und in geringerem Um-
fang Männer an der Betreuung von Kindern beteiligen, während dies in deutschen Haushalten fast 
nicht der Fall ist. Insgesamt könnte die hohe Zahl von Kindern in Verbindung mit der ungleichen 
Verteilung von Haus- und Betreuungsarbeit ein Faktor sein, der die Arbeitsmarktintegration von 
geflüchteten Frauen im Allgemeinen und den afghanischen Frauen im Besonderen erschwert (Ta-
belle 3.4). 
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Tabelle 3.4: Haus- und Betreuungsarbeit von Paaren nach Geschlecht und Kinderstatus 

  Geflüchtete aus 
in Deutschland 

geborene Personen   Afghanistan sonstigen Herkunftslän-
dern 

  Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer 

  Hausarbeit in Stunden an einem gewöhnlichen Werktag1 

Kinder im Alter von 0-2 Jahren 4,29 1,22 3,72 1,11 3,79 0,78 

Kinder im Alter von 3 -6 Jahren 3,99 1,32 3,61 1,00 3,54 0,74 

Kinder im Alter von 7 – 17 Jahren 3,75 1,32 3,75 1,05 3,47 0,68 

Paare ohne Kinder 3,22 1,20 3,31 1,20 1,87 0,85 

Paare insgesamt 3,91 1,18 3,62 1,07 3,30 0,75 

  Betreuungsarbeit in Stunden an einem gewöhnlichen Werktag2 

Kinder im Alter von 0-2 Jahren 8,84 3,40 8,69 3,73 9,49 1,96 

Kinder im Alter von 3 -6 Jahren 7,49 3,30 6,02 3,18 7,01 1,87 

Kinder im Alter von 7 – 17 Jahren 3,00 2,47 3,98 2,02 3,25 1,03 

Paare ohne Kinder 2,29 0,82 3,24 1,52 0,28 0,06 

Paare insgesamt 6,34 2,78 5,92 2,63 2,83 0,75 

Anmerkungen: 1) Hausarbeit umfasst die Tätigkeiten Kochen, Waschen und Putzen.- 2) Betreuungsarbeit bezieht sich auf Be-
treuung, Pflege und Erziehung von Kindern. Kinderlose Personen können auch Betreuungsarbeit leisten, z.B. bei den Kindern 
von anderen Familienmitgliedern. 
Quelle: IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten im Alter von 18-64 Jahren und SOEP Core, Wellen 2016-2019, gewichtet, 
eigene Auswertung. © IAB 

Demgegenüber finden sich keine oder nur geringe Unterschiede in den geschlechtsbezogenen Ein-
stellungen und Werten zur Gleichberechtigung im Allgemeinen und im Arbeitsleben: So geben 87 
Prozent der nicht-erwerbstätigen Afghaninnen und 89 Prozent der nicht-erwerbstätigen anderen 
geflüchteten Frauen an, sicher oder wahrscheinlich erwerbstätig sein zu wollen. Auch die übrigen 
Genderwerte unterscheiden sich zwar teilweise etwas von der deutschen Bevölkerung, entspre-
chen aber denjenigen von geflüchteten Frauen und Männern aus anderen Herkunftsländern (Ab-
schnitt 3.5). 

Etwas geringere Verdienste im Vergleich zu anderen Geflüchteten 

Die Verdienste der erwerbstätigen Geflüchteten aus Afghanistan wie auch aus den anderen Her-
kunftsländern steigen im Zeitverlauf. Sie beliefen sich bei einer durchschnittlichen Aufenthalts-
dauer von zwei Jahren und weniger auf rund 900 Euro und bei einer Aufenthaltsdauer von fünf 
Jahren und mehr auf knapp 1.300 Euro brutto im Monat (Abbildung 3.8). Darin sind auch Personen 
enthalten, die ein bezahltes Praktikum machen oder einer Teilzeit- bzw. geringfügigen Beschäfti-
gung nachgehen. Die durchschnittlichen Bruttomonatsverdienste der vollzeiterwerbstätigen Af-
ghaninnen und Afghanen beliefen sich zum Jahresende 2019 auf 1.811 Euro. 
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Abbildung 3.8:  Bruttomonatsverdienste der Geflüchteten aus Afghanistan und sonstiger Geflüchteter 
nach Aufenthaltsdauer 
Durchschnittliche Bruttomonatsverdienste der Erwerbstätigen in Euro 

 
Anmerkungen: Die Punkte bezeichnen den Mittelwert in der Stichprobe, die schattierten Flächen das 95-Prozent-Konfidenzin-
tervall. Die Durchschnittswerte wurden für alle Erwerbstätigen berechnet. 
Quelle: IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten im Alter von 18-64 Jahren, Befragungswellen 2016-2019, gewichtet, eigene 
Auswertung. © IAB  

Die mittleren Verdienste der vollzeiterwerbstätigen Afghaninnen und Afghanen beliefen sich zum 
Jahresende 2019 auf 53 Prozent der mittleren Verdienste der in Deutschland geborenen Vollzeit-
erwerbstätigen, die mittleren Verdienste aller erwerbstätigen Afghaninnen und Afghanen auf 45 
Prozent der in Deutschland geborenen Erwerbstätigen. Der Abstand der Verdienste fällt jedoch 
deutlich geringer aus, wenn für das Lebensalter, die Berufserfahrung sowie die ausgeübten Tätig-
keiten kontrolliert wird. So erreichen die erwerbstätigen Afghaninnen und Afghanen im Alter von 
18 bis 25 Jahren 86 Prozent des mittleren Verdienstniveaus der in Deutschland geborenen Erwerb-
stätigen gleichen Alters, die erwerbstätigen Afghaninnen und Afghanen mit einer Berufserfahrung 
von bis zu zwei Jahren 88 Prozent des Verdienstniveaus der in Deutschland geborenen Vergleichs-
gruppe. Mit zunehmendem Lebensalter, Berufserfahrung und Anforderungsniveau der Tätigkeiten 
nehmen die Differenzen allerdings zu. Dies könnte einerseits ein Hinweis darauf sein, dass das in 
Afghanistan erworbene Humankapital nicht vergleichbar ist oder im deutschen Arbeitsmarkt nur 
einen geringen Wert hat. Eine andere mögliche Erklärung ist, dass die früher nach Deutschland 
gekommenen Gruppen weniger von Integrationsprogrammen wie Sprachkursen profitiert haben, 
so dass die älteren Afghaninnen und Afghanen mit einer längeren Aufenthaltsdauer in Deutschland 
schlechter im Arbeitsmarkt gestellt sind als die später gekommenen Kohorten (Tabelle 3.5). 
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Tabelle 3.5: Mittlere Verdienste von (vollzeit-)erwerbstätigen Afghaninnen und Afghanen 2019, in 
Euro und im Verhältnis zu in Deutschland geborenen Vollzeitbeschäftigten und Beschäftigten in Prozent  

  Mittlere Verdienste von 

  Vollzeiterwerbst5ätigen allen Erwerbstätigen 

  
in Euro im Verhältnis zu in Deutsch-

land geboren Vollzeitbeschäf-
tigten 

in Euro Im Verhältnis zu in Deutsch-
land geborenen Vollzeitbe-

schäftigten 

  nach Altersgruppen 

18 bis 25 Jahre 1 655 76 1 072 86 

26 bis 35 Jahre 2 021 69 1 472 59 

36 bis 64 Jahre 1 726 47 1 151 38 

Beobachtungen 166   385   

  nach Berufserfahrung 

0 bis 2 Jahre 1 820 84 1 094 88 

3 bis 6 Jahre 2 109 80 1 622 79 

6 bis 10 Jahre 1 618 53 1 244 47 

11 Jahre und mehr 1 831 50 1 116 37 

Beobachtungen 135   301   

  nach Anforderungsniveau der Tätigkeit 

Helfer- und Anlerntätigkeiten 1 633 75 1 204 99 

Fachlich ausgerichtete Tätigkeiten 2 023 72 1 194 53 

Spezialisten- und Experten 
tätigkeiten 

2 283 55 1 312 35 

Beobachtungen 155   361   

Anmerkungen: Die mittleren Verdienste der vollzeiterwerbstätigen und aller erwerbstätigen Afghaninnen und Afghanen wurden 
aus der IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten entnommen, der in Deutschland geborenen Bevölkerung aus dem SOEP-
Core.- Als vollzeiterwerbstätig gelten Personen, deren Wochenarbeitszeit 35 Stunden und mehr beträgt. 
Quellen: IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten im Alter von 18-64 Jahren, Wellen 2016-2019, SOEP Core (2017), gewich-
tet, eigene Auswertung. © IAB  

Keine Unterschiede in den Bestimmungsfaktoren der Arbeitsmarktintegration 

Die Regressionen in Tabelle 3.6 untersuchen die Zusammenhänge zwischen der Wahrscheinlich-
keit einer Erwerbstätigkeit und den verschiedenen Bestimmungsfaktoren der Arbeitsmarktin-
tegration. Dabei zeigen sich keine grundlegenden Unterschiede zwischen den Afghaninnen und 
Afghanen und anderen Gruppen der Geflüchteten. So ergibt sich keine signifikante Differenz in der 
Wahrscheinlichkeit einer Erwerbstätigkeit nachzugehen zwischen der Referenzgruppe der Syrerin-
nen und Syrer und den Afghaninnen und Afghanen, sofern für sozio-demografische Merkmale, Bil-
dung, die Aufenthaltsdauer und den Asylstatus kontrolliert wird. 
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Tabelle 3.6: Determinanten der Beschäftigungswahrscheinlichkeit von Geflüchteten aus Afghanis-
tan und allen Herkunftsländern Effektstärke  

Regressionen alle Herkunftsländer Afghanistan 
Variablen Alle Frauen Männer Alle Frauen Männer 

Frau -0,16***     -0,18***     

Kind im Alter von 0 -2 Jahren im HH  -0,05*** -0,06*** -0,5*** -0,07*** -0,04*** -0,07*** 

Kind im Alter von 3 – 6 Jahren im HH -0,03*** -0,02*** -0,02** -0,04** -0,01 -0,03 

Kind im Alter von 7 – 17 Jahren im HH -0,05*** 0,00 -0,08*** -0,09*** 0,01 -0,13*** 

Frau x Kind im Haushalt -0,00     0,05     

Partner im Haushalt 0,01*** -0,005 0,025*** 0,03*** -0,01 0,05*** 

Bildung (Referenz-Kat.: keine Schule, k.A.)             

Primarschule1 0,01 -0,00 0,03 0,02 0,03 0,06 

untere Sekundarschule2 0,05 0,02 0,08* 0,08 0,08 0,11 

obere Sekundarschule3 0,03 0,00 0,07 0,05 0,04 0,09 

Berufliche Bildung/Ausbildung4 0,05 0,02 0,1* -0,13 0,06 -0,15 

Hochschule/Universität5 0,03 0,01 0,1 0,06 0,07 0,09 

Deutschsprachkenntnisse (Score)6 0,05*** 0,03*** 0,06*** 0,05*** 0,03*** 0,06*** 

BAMF Integrationskurs abgeschlossen 0,06*** 0,04*** 0,06*** 0,05*** 0,01 0,06** 

BA Arbeitsmarktprogramm abgeschlossen 0,04*** 0,05*** 0,03** 0,05* 0,05 0,05 

Asylstatus (Referenz-Kategorie: k.A.)             

keinen Asylantrag gestellt 0,05** 0,03 0,06* 0,03 -0,07 0,08 

im Asylverfahren 0,02 0,00 0,05** -0,03 -0,07 -0,02 

anerkannter Schutzstatus 0,03* -0,02 0,08*** -0,05 -0,07 -0,05 

abgelehnter Schutzstatus 0,02 0,00 0,06** -0,05 -0,02 -0,06 

Herkunftsländer (Referenz-Kat.: Syrien)             

Afghanistan -0,01 -0,02 -0,00       

Irak -0,01* 0,01 -0,03**       

Eritrea 0,05*** 0,06*** 0,04*       

sonst. MENA Länder -0,01 -0,01 0,00       

Westbalkan Länder 0,11*** 0,14*** 0,90***       

Länder der ehem. UdSSR 0,05*** 0,07*** 0,01       

sonst. Afrika 0,05*** 0,02 0,08***       

sonst. Länder/staatenlos 0,06*** 0,02 0,09***       

Beobachtungen 17.851 6.997 10.854 2.292 888 1.404 

angepasstes R-Quadrat 0,20 0,11 0,19 0,19 0,07 0,17 

Anmerkungen: ***, **, * statistisch signifikant zum 1-, 5- und 10-Prozentniveau. Die abhängige Variable ist eine Dummy-Vari-
able, die einen Wert von eins hat, wenn das Individuum einer entlohnten Erwerbstätigkeit nachgeht, und von Null im umge-
kehrten Fall. -Es wurde aus Platzgründen darauf verzichtet, die Standardfehler zu berichten. Die vollständigen Schätzergeb-
nisse können bei den Autoren angefordert werden.- Als weitere Kontrollvariablen wurden in den Regressionen Alter, Alter zum 
Quadrat, Dummy-Variablen für die Aufenthaltsdauer nach Jahren und Dummy-Variablen für das Jahr und Monat des Interviews 
berücksichtigt.  
1) Primarschule mit in der Regel sechs Schuljahren. 2) Sekundarschulen mit 9-10 Schuljahren. 3) Weiterführende Sekundarschu-
len mit 12-13 Schuljahren, die zur Hochschulreife führen oder eine berufspraktische Ausrichtung haben. 4) Berufliche Bildung 
oder Ausbildung. 5) Hochschulen, Universitäten und Promotion. 6) Deutsche Sprachkenntnisse gemittelt in den drei Dimensio-
nen Sprechen, Lesen und Schreiben von 1 (keine oder sehr schlecht) bis 5 (sehr gut). 
Lesebeispiel: Der Abschluss eines BAMF-Integrationskurses geht bei allen Geflüchteten mit einer um sieben Prozentpunkte er-
höhten Beschäftigungswahrscheinlichkeit im Vergleich zu Personen, die keinen Integrationskurs abgeschlossen haben, einher. 
Quelle: Eigene Schätzung auf Grundlage der IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten im Alter von 18-64 Jahren, Wellen 
2016-2019. © IAB  

Der Vergleich zwischen den Regressionen der Bevölkerung aus Afghanistan und der Geflüchteten 
insgesamt zeigt, dass die Erwerbswahrscheinlichkeit von Frauen deutlich geringer ist als die der 
Referenzgruppe der Männer. Dies bestätigt den Befund eines starken Gendergefälles in den Er-
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werbstätigenquoten. Zudem zeigen die Regressionen, dass Personen, die mit minderjährigen Kin-
dern in einem Haushalt leben, geringere Erwerbstätigkeitswahrscheinlichkeiten im Vergleich zu 
Personen, die ohne Kinder in einem Haushalt leben, aufweisen. Dies ist im Falle der Afghanen be-
sonders relevant, weil sie mehr Kinder vor allem im Kleinkindalter haben, die mit ihren Müttern 
und Vätern in einem Haushalt leben. Interessanterweise ist bei den afghanischen Frauen dieser 
Effekt etwas schwächer als bei den afghanischen Männern ausgeprägt. In den nach Geschlecht ge-
trennten Regressionen ergibt sich ein signifikant negativer Koeffizient nur bei Kleinkindern im Al-
ter von bis zu zwei Jahren für die afghanischen Frauen, während sich bei den afghanischen Män-
nern ein signifikant negativer Zusammenhang zwischen der Erwerbstätigkeit und den Kindern im 
Haushalt auch in der Alterskategorie von sieben bis 17 Jahren ergibt. Das spricht dafür, dass min-
derjährige Kinder einen negativen Effekt auf die Erwerbstätigkeitswahrscheinlichkeit von Männern 
und Frauen haben. Das Gendergefälle in den Erwerbstätigkeitsquoten kann dadurch allerdings 
höchstens insofern erklärt werden, als mehr afghanische Frauen als Männer mit Kleinkindern in 
einem Haushalt leben. 

Die Bildungsvariablen erweisen sich in den meisten Fällen als nicht signifikant. Dies könnte als 
Hinweis interpretiert werden, dass das in den Herkunftsländern durch Bildung und Ausbildung er-
worbene Humankapital auf dem deutschen Arbeitsmarkt nur einen geringen Einfluss auf die Be-
schäftigungschancen hat. Ausnahme ist der Besuch oder der Abschluss von beruflichen Bildungs-
einrichtungen in der Gruppe der Geflüchteten insgesamt. 

Demgegenüber geht ein steigendes Niveau von deutschen Sprachkenntnissen, der Abschluss von 
Integrationskursen und arbeitsmarktpolitischen Programmen der Bundesagentur für Arbeit mit 
deutlich erhöhten Erwerbstätigenwahrscheinlichkeiten einher. In der Gruppe der Geflüchteten 
insgesamt steht die Anerkennung eines Schutzstatus in einem positiven Zusammenhang mit den 
Erwerbstätigenwahrscheinlichkeiten, bei den Geflüchteten aus Afghanistan steigt die Erwerbstä-
tigkeitswahrscheinlichkeit auch bei einer negativen Asylentscheidung (Tabelle 3.6). 

Alles in allem sind die Arbeitsmarkt-Integrationsverläufe der Geflüchteten aus Afghanistan recht 
ähnlich zu denjenigen der Geflüchteten in Deutschland insgesamt, auch wenn das Gendergefälle 
in den Erwerbstätigenquoten zwischen Männern und Frauen bei ersteren noch etwas ausgepräg-
ter ist als ohnehin schon. 
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3.5 Einstellungen und soziale Integration 

Tabelle 3.7: Einstellungen und Werte von Geflüchteten aus Afghanistan, anderen Herkunftsländern 
und in Deutschland geborenen Personen Anteile in Prozent  

  Geflüchtete aus in Deutsche geborene Cohen’s D 

  
    Personen Afghaninnen und 

Afghanen vs. Afghanistan sonstigen Ländern   

  

                  andere in DE 
gebo-
rene 

Perso-
nen 

Mittel- 
wert SD N Mittel- 

wert SD N Mittel- 
wert SD N1 Geflüch-

tete 

  Zustimmung zur Aussage: „Bestandteil einer Demokratie ist:“ 

Menschen wählen Re-
gierung in freien Wah-
len 

93,9 23,9 650 97,3 16,2 5038 95,4 0,5 1 528 0,20* 0,12 

Bürgerrechte schützen 
vor staatlicher Unter-
drückung 

89,8 30,3 650 94,1 23,5 5038 85,8 0,8 1 528 0,18 0,24* 

Religionsführer bestim-
men Auslegung der Ge-
setze 

21,9 41,4 650 15,5 36,2 5038 2,2 0,4 1 528 0,17 0,87*** 

  Gleichberechtigungswerte: Zustimmung zu der Aussage 

Frauen und Männer 
sollten gleiche Rechte 
haben 

86,5 34,2 650 95,2 21,4 5038 95,4 0,5 1 528 0,38* 0,48* 

Ausbildung von Söhnen 
ist wichtiger als von 
Töchtern 

16,4 37,1 650 16,8 37,4 5038 4,2 0,5 1 528 0,01 0,60** 

Wenn die Frau mehr 
verdient als ihr (Ehe-
)Partner, gibt es Prob-
leme 

23,0 42,1 650 23,5 42,4 5038 15,2 0,9 1 528 0,01 0,34* 

  Zustimmung zu der Aussage, dass folgende Sachverhalte in Ordnung sind 

Staatliche Leistungen 
ohne Anspruch bezie-
hen 

3,1 17,4 254 4,4 20,5 1836 2,2 0,4 1 528 0,07 0,14 

Schmiergeld anneh-
men 0,0 0,0 254 0,3 5,2 1836 0,8 0,2 1 528 0,06 4,32*** 

Schwarzfahren 0,0 0,0 254 1,1 10,5 1836 4,0 0,5 1 528 0,11 8,64*** 

Gewalt gegen die ei-
gene Frau 1,3 11,4 254 0,3 5,8 1836 0,7 0,2 1 528 0,15 0,14 

Gewalt gegen eigene 
Kinder 3,7 18,8 254 1,3 11,3 1836 1,7 0,3 1 528 0,19 0,28* 

Gewaltanwendung all-
gemein 1,0 9,8 254 0,3 5,7 1836 1,2 0,3 1 528 0,11 0,05 

Abtreibung 4,2 20,2 254 7,5 26,3 1836 41,3 1,2 1 528 0,13 4,82*** 

Sex vor der Ehe 13,5 34,2 254 25,2 43,4 1836 81,9 0,9 1 528 0,28* 5,29*** 

Anmerkungen: Verglichen werden Personen aus unterschiedlichen Stichproben, denen dieselben Fragen gestellt wurden: Die 
Geflüchteten aus Afghanistan und anderen Herkunftsländern aus der IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten im Alter von 
18-64 Jahren, die deutsche Bevölkerung ohne Migrationshintergrund aus dem World Value Survey. Die Antwortskalen variieren 
je nach Frage und Datensatz. Entweder wurden sie in eine obere Zustimmungskategorie sowie eine untere Ablehnungskatego-
rie unterteilt. Oder, bei ungerader Anzahl an Kategorien wurde eine neutrale Mittelkategorie als "Ablehnung" codiert. Die Ein-
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stellungen wurden in der IAB-BAMF-SOEP-Befragung Geflüchteter nur einmal erhoben. Cohen’s D ist ein Maß für die Effekt-
stärke in unverbundenen Stichproben: Ein Wert von 0,2 gilt als geringe Effektstärke, bei der unter Annahme der Normalvertei-
lung 58 Prozent der Kontrollgruppe in unendlich wiederholten Stichproben unter dem Mittelwert der Befragten in der Stich-
probe liegen, 0,5 als mittlere Effektstärke, bei der dies für 68 Prozent der Kontrollgruppen zutrifft, und 0,8 als große Effekt-
stärke, bei der dies für 92 Prozent der Kontrollgruppe zutrifft.-- ***, **, * markieren eine große, mittlere und kleine Effektstärke 
von Cohen’s D. 1) Beobachtungen reduzieren sich teilweise geringfügig aufgrund fehlender Angaben. 
Quelle: IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten, Wellen 2016-2019, gewichtet, eigene Auswertung. © IAB  

Häufig wird die Befürchtung geäußert, dass sich Geflüchtete aufgrund ihrer politischen, religiösen 
und kulturellen Wertvorstellungen nicht oder nur schwer sozial in Deutschland integrieren ließen. 
Die IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten erhebt deshalb auch Informationen zu den Wer-
ten und Einstellungen von Geflüchteten. Die Fragen wurden, auch aus Gründen der Vergleichbar-
keit, dem World Value Survey entnommen. Dabei ergibt sich insgesamt das Bild, dass die Weltan-
schauungen der Geflüchteten in Deutschland denen der deutschen Bevölkerung insgesamt sehr 
viel ähnlicher sind als den Weltanschauungen der Mehrheitsbevölkerungen in den Herkunftslän-
dern (Brücker et al. 2016b; Brücker et al. 2019). Dies kann u. a. darauf zurückzuführen sein, dass 
politische, religiöse und kulturelle Minderheiten aufgrund von Verfolgung oder bewusster Migrati-
ons- und Fluchtentscheidungen unter den Geflüchteten stark überrepräsentiert sind. Dennoch 
gibt es auch Unterschiede zu den Anschauungen der Mehrheitsbevölkerung in Deutschland. 

Ein Teil der Befragungsergebnisse sind in Tabelle 3.7 dargestellt.15 Demokratische Grundwerte wie 
allgemeine Bekenntnisse zur Demokratie, zur freien Wahl von Regierungen und zum Schutz von 
politischen und religiösen Minderheiten sind unter den Geflüchteten aus Afghanistan wie auch an-
deren Geflüchteten in Deutschland ähnlich stark oder mitunter sogar stärker ausgeprägt als unter 
der deutschen Bevölkerung, in der Regel weisen die Unterschiede, wenn überhaupt, eine geringe 
Effektstärke auf. Bei der Frage nach der Trennung von staatlichen und religiösen Angelegenheiten 
(„Sollen religiöse Führer die Gesetze auslegen?“), stimmen allerdings knapp 22 Prozent der befrag-
ten Afghaninnen und Afghanen dieser Aussage zu, damit ergibt sich eine große Effektstärke der 
Differenz zur deutschen Bevölkerung. Allerdings lehnen fast vier Fünftel der Afghaninnen und Af-
ghanen diese Aussage ab und der Unterschied zu anderen Geflüchteten ist nicht signifikant. 

Auch bei den Gleichberechtigungswerten ergeben sich Unterschiede, jedoch nur mit einer kleinen 
oder mittleren Effektstärke: So stimmen 87 Prozent der afghanischen im Vergleich zu 95 Prozent 
der anderen Geflüchteten wie auch der deutschen Bevölkerung der Aussage zu, dass Frauen und 
Männer gleichgestellt werden sollen. 16 Prozent der afghanischen und 17 Prozent der anderen Ge-
flüchteten im Vergleich zu vier Prozent der deutschen Bevölkerung stimmen der Aussage zu, dass 
die Ausbildung von Söhnen wichtiger als die der Töchter sei, und 23 Prozent der afghanischen und 
24 Prozent der anderen Geflüchteten im Vergleich zu fünfzehn Prozent der deutschen Bevölkerung 
sind der Auffassung, dass es zu Problemen führen kann, wenn die Frau mehr als ihr Partner ver-
dient. Insofern sind Unterschiede zur deutschen Bevölkerung erkennbar, aber die große Mehrheit 
der afghanischen Bevölkerung teilt die grundlegenden Werte der Gleichberechtigung sowohl was 
die abstrakten Rechte, als auch was praktische Alltagsfragen wie Bildungs- und Arbeitsmarktchan-
cen angeht. 

                                                                    
15 Die Interpretation derartiger Befragungen steht allerdings immer unter dem Vorbehalt, dass sozial erwünschte Antwor-
ten gegeben werden. Bei der Erhebung wurde versucht, dieses Problem durch den Einsatz der Befragungstechniken zu 
begrenzen, eine Verzerrung der Antworten ist dennoch nicht auszuschließen. Dies gilt allerdings nicht nur für die Geflüch-
teten, sondern auch für die befragte deutsche Bevölkerung. 
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Die afghanische Bevölkerung wie auch andere Geflüchtete lehnen in ihrer überwältigenden Mehr-
heit Gesetzesverstöße, wie die unberechtigte Inanspruchnahme von Transferleistungen, die Ent-
gegennahme von Schmiergeldern und Schwarzfahren ab. Auch die Anwendung von Gewalt im All-
gemeinen, aber auch im häuslichen Kontext wird von einer überwältigenden Mehrheit abgelehnt. 
Größere Unterschiede zur deutschen Bevölkerung treten dagegen bei den sogenannten Familien-
werten auf: Hier unterstützen große Mehrheiten der afghanischen Bevölkerung wie auch der an-
deren Geflüchteten konservative oder traditionalistische Einstellungen, was beispielsweise die 
Haltung zur Sexualität vor der Ehe oder Abtreibungen angeht (Tabelle 3.7). 

Die Befragungen zeigen also in vielen Bereichen, vor allem im Bereich der demokratischen Grund-
überzeugungen, recht hohe Übereinstimmungen der afghanischen Bevölkerung in Deutschland 
und der deutschen Mehrheitsbevölkerung. Bei der Frage der Trennung von staatlichen und religi-
ösen Angelegenheiten vertritt allerdings eine Minderheit von einem Fünftel abweichende Auffas-
sungen, bei der Gleichstellung der Geschlechter sind die Differenzen eher noch geringer. Am 
stärksten kommen konservative und traditionelle Werte bei Familienwerten wie Abtreibung oder 
Sexualität vor der Ehe zum Tragen. 

Unter den Geflüchteten aus Afghanistan zeichnet sich im Zeitverlauf auch eine zunehmende Kon-
taktdichte zur deutschen Bevölkerung ab: So haben 36 Prozent der Afghaninnen und Afghanen, 
die sich drei Jahre und länger in Deutschland aufhalten, täglich Kontakte zur deutschen Bevölke-
rung, 66 Prozent mindestens einmal pro Woche. Diese Kontaktdichte ist geringfügig höher als bei 
den sonstigen Geflüchteten. Allerdings gibt es ein deutliches Gendergefälle: So haben 72 Prozent 
der afghanischen Männer und 48 Prozent der afghanischen Frauen mit einer Aufenthaltsdauer von 
drei Jahren und mehr mindestens einmal die Woche Kontakt zu Deutschen. Insgesamt hat aber 
die überwiegende Mehrheit der afghanischen Bevölkerung, die sich schon mehrere Jahre in 
Deutschland aufhält, kontinuierliche Kontakte zur deutschen Bevölkerung (Tabelle 3.8). 
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Tabelle 3.8: Kontakte zu Deutschen von Geflüchteten aus Afghanistan im Vergleich zu Geflüchteten 
aus anderen Herkunftsländern  
Anteile in Prozent  

  Afghanistan sonstigen Herkunftsländern 

  Alle Frauen Männer Alle Frauen Männer 

  Aufenthaltsdauer von drei Jahren und mehr 

Täglich 36 16 43 34 20 39 

Mehrmals pro 
Woche 16 15 16 16 16 16 

Jede Woche 14 17 13 14 16 13 

Jeden Monat 6 8 5 6 8 5 

Seltener 11 20 8 13 15 12 

Nie 17 24 15 17 24 15 

Beobachtungen 1212 313 899 8427 2380 6047 

  Aufenthaltsdauer von weniger als drei Jahren 

Täglich 27 14 33 24 15 28 

Mehrmals die 
Woche 21 20 21 17 16 18 

Wöchentlich 12 17 11 14 15 14 

Monatlich 4 5 3 6 8 5 

Seltener 15 16 14 16 18 15 

Nie 21 28 18 22 27 20 

Beobachtungen 1025 308 717 7050 2143 4907 

Quelle: IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten im Alter von 18-64 Jahren, Wellen 2016-2019, gewichtet, eigene Auswer-
tung. © IAB  

Chancen zur sozialen Integration der künftigen Geflüchteten aus Afghanistan 

Die afghanischen Geflüchteten haben sich also schon in der Vergangenheit in vielerlei Hinsicht von 
der Mehrheitsbevölkerung in Afghanistan unterschieden. Dies wird für die Geflüchteten, denen 
jetzt Schutz gewährt wird, voraussichtlich in verstärktem Umfang gelten: Gruppen mit einem über-
durchschnittlichen Bildungsniveau, Fremdsprachenkenntnissen und internationalen Kontakten, 
wie z.B. die Ortskräfte, welche die deutsche Bundeswehr, die Träger der Entwicklungszusammen-
arbeit und Nichtregierungsorganisationen unterstützt haben, sind gegenwärtig besonderen Risi-
ken ausgesetzt und werden bevorzugt Aufenthaltszusagen und Visa erhalten. Dies gilt noch ver-
stärkt für besonders verfolgte Gruppen wie Menschenrechtsaktivistinnen und -aktivisten, Journa-
listinnen und Journalisten, Politikerinnen und Politiker u. ä.. Diese Gruppe ist nicht nur in Hinblick 
auf ihr Bildungsniveau, sondern auch in Hinblick auf ihre Werte und Einstellungen eine sehr spezi-
elle Auswahl der Bevölkerung in Afghanistan. Zudem hat ein Teil dieser Gruppe bereits Kontakte 
zu Deutschen oder deutschen Institutionen, was wiederum die soziale Integration in Deutschland 
erleichtern wird. Ähnliches gilt für Netzwerke zur afghanischen Bevölkerung in Deutschland. 

3.6 Geldsendungen nach Afghanistan 
Rücküberweisungen von Migrantinnen und Migranten, sogenannte Remittances, können erheb-
lich zur wirtschaftlichen Entwicklung in Herkunftsländern der Migration beitragen (Rapoport und 
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Docquier 2006). Insbesondere in weniger entwickelten Länder übersteigen die Rücküberweisun-
gen von Migrantinnen und Migranten in ihre Heimatländer den Gesamtwert der Mittelzuflüsse aus 
der Entwicklungszusammenarbeit deutlich (Yang 2011). In vielen Ländern erreicht das finanzielle 
Volumen der Rücküberweisungen sogar annähernd das Niveau ausländischer Direktinvestitionen. 
Dementsprechend sind auch die Geldsendungen afghanischer Migrantinnen und Migranten für die 
afghanische Wirtschaft von wesentlicher Bedeutung. Seit dem Jahr 2017 liegt das Gesamtvolumen 
der Rücküberweisungen von Migrantinnen und Migranten nach Afghanistan relativ konstant bei 
rund 800 Millionen US Dollar. Das entspricht einem Anteil von knapp vier Prozent des BIP Afgha-
nistans (Weltbank 2021). 

Von den nach Deutschland geflüchteten Afghaninnen und Afghanen haben nach den Angaben aus 
der IAB-BAMF-SOEP-Befragung im Durchschnitt der Jahre 2016 bis 2019 knapp neun Prozent Rück-
überweisungen nach Afghanistan geleistet.16 Es ist davon auszugehen, dass mit zunehmender Ar-
beitsmarktintegration und steigenden Verdiensten die Rücküberweisungen steigen werden. 

3.7 Fiskalische Kosten der Aufnahme und Integration 
Um die voraussichtlichen Erträge und Kosten der Integration von Afghaninnen und Afghanen zu 
quantifizierten sind noch zu viele Parameter wie die Altersstruktur, die Familienstruktur, das Bil-
dungsniveau und die Geschwindigkeit der Arbeitsmarktintegration unbekannt. Bach et al. (2017a, 
2017b) haben für die 890.000 im Jahr 2015 nach Deutschland zugezogenen Geflüchteten unter re-
alistischen Annahmen über den Familiennachzug, Fortzüge, Geburten- und Mortalitätsraten usw. 
die fiskalischen Kosten des Zuzugs für den Staat und die Sozialversicherungssysteme berechnet. 
Dabei wurden die mit der schrittweisen Arbeitsmarktintegration verbundenen Steuer- und Sozial-
abgaben sowie die Auswirkungen auf die Einkommen von Dritten wie u. a. der Unternehmen und 
anderer Beschäftigtengruppen berücksichtigt. So wurde u. a. angenommen, dass fünf Jahre nach 
dem Zuzug rund 50 Prozent der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter einer Beschäftigung nach-
geht, was in etwa die Größenordnungen der inzwischen erreichten Arbeitsmarktintegration abbil-
det. 

Danach ergaben sich im Jahr 2016 eine Nettobelastung des Staates und der öffentlichen Haushalte 
von 6,3 Milliarden Euro bei Gesamtausgaben von 7,7 Milliarden Euro, die sich bis zum Jahr 2020 
auf eine Nettobelastung von 2,3 Milliarden Euro bei Bruttoausgaben von 5,6 Milliarden Euro redu-
zieren. Insgesamt belaufen sich die Bruttoausgaben im Durchschnitt der Jahre 2015 bis 2030 auf 
durchschnittlich 5,2 Milliarden Euro und die Nettoausgaben auf 2,1 Milliarden Euro, was jährlichen 
Ausgaben von 63 Euro und einer Nettobelastung von 26 Euro pro Einwohner entspricht (Bach et al. 
2017a; 2017b). 

Diese Berechnungen beziehen sich auf die persönlich zurechenbaren Ausgaben wie Leistungen der 
Grundsicherung für den Lebensunterhalt und Wohnung, Arbeitslosengeld, andere Transferleistun-
gen des Staates, Ausgaben für Bildung und Integrationsprogramme u. ä. Ausgaben. Weitere Belas-
tungen des Staates, die sich z.B. durch die Nutzung der öffentlichen Infrastruktur wie Straßen u. ä. 
ergeben, blieben unberücksichtigt. Die Gesamtausgeben der öffentlichen Haushalte sind folglich 
etwas höher anzusetzen (Bach et al. 2017a; 2017b).  

                                                                    
16 Der durchschnittliche Wert ergibt sich aus den über die vier Wellen gemittelten und gewichteten Anteilen der afghanischen 
Geflüchteten, die in der IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten angegeben haben Zahlungen oder finanzielle Unterstüt-
zungen an Verwandte oder sonstige Personen in Afghanistan geleistet zu haben. 
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Verglichen mit der Zahl der Geflüchteten, die 2015 nach Deutschland zugezogen sind, wird die Zahl 
der Afghaninnen und Afghanen, die aufgrund der gegenwärtigen politischen und humanitären 
Krise von Deutschland aufgenommen werden, eher gering sein. Zudem bringen sie günstigere Vo-
raussetzungen für die Arbeitsmarktintegration mit. Entsprechend geringer werden die Belastun-
gen der öffentlichen Haushalte und Sozialversicherungssysteme ausfallen. 

4 Schlussfolgerungen und politische 
Handlungsoptionen 
Hohe Fluchtanreize durch Verschlechterung der humanitären Lage in Afghanistan 

Die politische und humanitäre Lage in Afghanistan hat sich bereits in den letzten Jahren, gemessen 
an Indikatoren wie der Zahl der Opfer bewaffneter Konflikte und von Terroranschlägen sowie den 
Klassifikationen politischer und gesellschaftlicher Freiheiten von Nichtregierungsorganisationen 
stark verschlechtert (Abschnitt 2.2). Es ist zwar noch zu früh, um die Entwicklung nach dem Trup-
penabzug der US- und NATO-Truppen und der erneuten Machtübernahme der Taliban einzuschät-
zen. Jedoch sind vor dem Hintergrund der Informationen über die Lage in den bereits seit längerer 
Zeit von den Taliban kontrollierten Gebieten und den jüngsten Meldungen aus Afghanistan fol-
gende Entwicklungen wahrscheinlich: 

• Erstens, ist mit einer deutlichen Zunahme der Verfolgung aus politischen, ethnischen, religiö-
sen und geschlechtsspezifischen Gründen, der Ausübung politischen Terrors und von anderen 
Menschenrechtsverletzungen zu rechnen. Dabei sind Personen, die durch ihre Positionen in 
Öffentlichkeit, Politik, Verwaltung, im Bildungs- und Wissenschaftssystem und in zivilgesell-
schaftlichen Organisationen sichtbar waren, sowie ihre Familienangehörigen besonders gro-
ßen Risiken ausgesetzt. Gleiches gilt für Personen, die die US- und Nato-Truppen sowie die 
Organisationen der Entwicklungszusammenarbeit unterstützt haben und ihre Familienange-
hörigen. 

• Zweitens, ist davon auszugehen, dass es zu starken Einschränkungen des öffentlichen Lebens 
und der gesellschaftlichen und bürgerlichen Freiheiten kommen wird. Davon sind Frauen und 
Mädchen durch strikte Bekleidungsvorschriften, den Ausschluss von weiterführenden Schu-
len, anderen Beschränkungen des Bildungszugangs sowie des Zugangs zum Arbeitsmarkt und 
andere Menschenrechtsverletzungen wie Zwangsheiraten besonders betroffen. Zugleich ist 
mit starken Einschränkungen der freien Religionsausübung, der politischen Betätigung und 
der Meinungsfreiheit zu rechnen. Es ist davon auszugehen, dass große Teile der Bevölkerung 
davon betroffen sein werden. 

• Drittens, ist es sehr wahrscheinlich, dass sich die ohnehin schlechte wirtschaftliche Lage durch 
die Krise staatlicher Institutionen und der Verwaltung sowie des Finanzsystems weiter ver-
schlechtern wird. Auch ist Afghanistan in hohem Grad von der finanziellen und technischen 
Unterstützung durch die Entwicklungszusammenarbeit abhängig, die ihre Aktivitäten zumin-
dest deutlich reduzieren wird. Schließlich sind mit dem Truppenabzug erhebliche Einnahme-
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ausfälle verbunden. Vor diesem Hintergrund erwarten der Generalsekretär der Vereinten Na-
tionen und viele andere Beobachter eine schwere Wirtschaftskrise, die die Versorgung großer 
Teile der Bevölkerung gefährdet. 

• Viertens, ist es offen, ob die bewaffneten Konflikte und andere gewaltsame Auseinanderset-
zungen in Afghanistan zu- oder abnehmen werden und ob ein neuer Bürgerkrieg ausbrechen 
wird. In den vergangenen Jahren haben die bewaffneten Konflikte zwischen der afghanischen 
Regierung und den Taliban sowie die Zahl der Terroranschläge stark zugenommen. Nach der 
gewaltlosen Übergabe der Macht an die Taliban kann jetzt noch nicht eingeschätzt werden, ob 
sie ihre Macht konsolidieren können oder ob es erneut zu bewaffneten Konflikten mit zahlrei-
chen Opfern in der Zivilbevölkerung kommen wird. Auch sind die Taliban keine homogene 
Gruppe, so dass es auch intern zu gewaltsamen Auseinandersetzungen kommen kann (Avena-
rius 2021). 

Alles in allem ist Afghanistan einer schweren politischen und humanitären Krise ausgesetzt, die 
wiederum die Anreize für Flucht- und andere Formen der Migration stark erhöht hat. Allerdings ist 
zu berücksichtigen, dass die verschlechterte wirtschaftliche Lage, Beschränkungen des Zugangs 
zu finanziellen Mitteln durch die Krise des Bankensystems sowie die steigende Armutsquote auch 
bewirken, dass große Teile der afghanischen Bevölkerung gar nicht die materiellen Voraussetzun-
gen haben, um zu flüchten oder andere Formen der Migration zu finanzieren (vgl. Abschnitt 2.2). 

Geringe Chancen zu Flucht in die Länder der Nachbarregion 

Der Umfang der Fluchtmigration wird wesentlich von den Aufnahmechancen in anderen Ländern, 
vor allem Ländern in der Nachbarregion Afghanistans, bestimmt. In der Vergangenheit wurden die 
meisten Geflüchteten und Vertriebenen aus Afghanistan von Pakistan und dem Iran aufgenom-
men. Unter den Ländern der Region folgt dann die Türkei mit großem Abstand. Die geopolitischen 
Bedingungen für eine Aufnahme von Geflüchteten aus Afghanistan haben sich jedoch seitdem 
stark verändert, so dass die beiden Hauptaufnahmeländer in der Vergangenheit, Pakistan und der 
Iran, kein Interesse an der Aufnahme einer größeren Zahl von Geflüchteten aus Afghanistan haben. 
Gleiches gilt für die meisten zentralasiatischen Republiken der früheren Sowjetunion. Zudem sind 
die Pro-Kopf-Einkommen in den Nachbarregionen gering und im Iran und Pakistan hat sich die 
Wirtschaftslage verschlechtert. Auch stößt die Aufnahme von weiteren Geflüchteten in diesen bei-
den Ländern auf Widerstände in der Bevölkerung. Vor diesem Hintergrund haben sich fast alle 
Nachbarstaaten und andere Länder in der Region explizit gegen die Aufnahme von Geflüchteten 
aus Afghanistan ausgesprochen. Die Türkei will die Grenzanlagen zum Iran weiter befestigen um 
den Zuzug und die Transitmigration von Afghaninnen und Afghanen zu verhindern. Nur Tadschi-
kistan hat sich bereit erklärt bis zu 100.000 Geflüchtete aus Afghanistan aufzunehmen. Ferner ha-
ben sich einige Nachbarstaaten bereit erklärt, dass Ortskräfte und andere Gruppen, die von den 
USA, der EU oder anderen Ländern aufgenommen werden, über ihr Territorium evakuiert werden 
können (Abschnitt 2.3). 

Dies heißt nicht, dass es zu gar keiner Fluchtmigration in die Nachbarregionen Afghanistans kom-
men wird. Studien aus anderen Kontexten zeigen, dass auch umfassende Maßnahmen zur Grenz-
sicherung, Migrationsströme zwar reduzieren, aber nicht völlig verhindern können (vgl. u. a. Gath-
mann 2008; Hanson 2006). Auch die geografischen Bedingungen erschweren die Kontrollen der 
Außengrenzen Afghanistans. Insofern ist mit einer gewissen Zunahme der Fluchtmigration in den 
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Nachbarstaaten zu rechnen. Diese werden aber mit großer Wahrscheinlichkeit nicht die Dimensi-
onen der Vergangenheit erreichen, als Pakistan und der Iran noch bereit waren, eine große Zahl 
von Geflüchteten aufzunehmen. 

Es ist folglich keine realistische Politikoption, dass die Länder in der Region größere Teile der in 
Afghanistan von Verfolgung und der humanitären Krise bedrohten Bevölkerung aufnehmen und 
mit finanzieller und technischer Unterstützung aus den USA, der EU und anderen Hocheinkom-
mensländern versorgen werden. Dafür gibt es, zumindest nach den gegenwärtig öffentlich zugäng-
lichen Informationen, keine Anhaltspunkte. Hinzu kommt, dass auch in diesen Ländern politische 
und zivilgesellschaftliche Freiheitsrechte in erheblichem Umfang verletzt werden und die sozialen 
und wirtschaftlichen Lebensbedingungen der afghanischen Bevölkerungsminderheit schlecht 
sind (Abschnitt 2.3). 

Begrenzte Bereitschaft zur Aufnahme in der EU und anderen Hocheinkommensländern 

Die USA und die mit ihnen in Afghanistan alliierten Staaten haben während der vergangenen Wo-
chen insgesamt 122.000 Personen auf dem Luftweg evakuiert, von denen rund 75 bis 85 Prozent 
auf afghanische Staatsangehörige entfallen dürften. Hinzu kommen einige tausend weitere Perso-
nen, die Afghanistan auf anderen Wegen verlassen haben und von diesen Ländern aufgenommen 
werden (Abschnitt 2.3).  

Nach den vorliegenden Angaben der USA, Deutschlands und vieler anderer Länder wurden damit 
nur ein kleiner Teil der Personen, die die alliierten Truppen und die Entwicklungsorganisationen 
unterstützt haben, und ihre näheren Familienangehörigen evakuiert. So wird allein für Deutsch-
land geschätzt, dass sich die Zahl der Ortskräfte, die die Bundeswehr und die Entwicklungsorgani-
sationen unterstützt haben, und ihre Familienangehörigen auf 25.000 bis 50.000 Personen belau-
fen. Auch sollen andere Personengruppen, die aufgrund ihrer herausgehobenen Positionen in der 
Öffentlichkeit, Politik, Verwaltung, den zivilgesellschaftlichen Organisationen u. ä. besonderen Ri-
siken ausgesetzt sind, eine Möglichkeit zur Aufnahme erhalten. 

Insofern könnte die Fluchtmigration aus Afghanistan in die Hocheinkommensländer im Vergleich 
zu der Entwicklung in den vergangenen Jahren erheblich zunehmen. Bislang ist es jedoch nur ei-
nem kleinen Teil der afghanischen Ortskräfte und anderer gefährdeter Personengruppen gelun-
gen, das Land zu verlassen. In welchem Umfang das künftig möglich sein wird, kann gegenwärtig 
noch nicht abgeschätzt werden. 

Die Entwicklung des Jahres 2015 kann sich nicht wiederholen 

Im Unterschied zum Jahr 2015 sind die Fluchtwege in die EU und andere Hocheinkommensländer 
heute weitgehend geschlossen: Die Fluchtwege in die EU können durch die Schließung der türki-
schen Grenze zum Iran für Geflüchtete aus Afghanistan, durch das EU-Türkei-Abkommen und die 
damit verbundene Schließung der östlichen Mittelmeerroute sowie die Schließung der westlichen 
Balkan-Route heute gar nicht mehr oder nur mit sehr hohem Aufwand passiert werden (Abschnitt 
2.4). Hinzu kommt, dass alle Nachbarländer versuchen, die Fluchtmigration von Afghaninnen und 
Afghanen über ihre Grenzen zu verhindern (Abschnitt 2.3). 

Mit der Schließung der Grenzen und den steigenden Barrieren für die irreguläre Migration steigen 
auch die Kosten der Fluchtmigration. Schon in den Jahren von 2013 bis 2016 beliefen sich im Mittel 
die Kosten für die Fluchtmigration aus Afghanistan auf 8.900 Euro. Diese Kosten dürften durch die 
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Errichtung weiterer Barrieren eher noch gestiegen sein. Vor dem Hintergrund der wirtschaftlichen 
Krise sowie der Krise des Bankensystems in Afghanistan dürften deshalb nur wenige Gruppen in 
der Lage sein, diese Mittel aufzuwenden. 

Es kann allerdings nicht völlig ausgeschlossen werden, dass sich neue Fluchtrouten herausbilden, 
etwa über die zentralasiatischen Länder der früheren Sowjetunion und Russland sowie andere An-
rainerstaaten zur EU wie Weißrussland. Da die zentralasiatischen Republiken und Russland selbst 
kein Interesse an einer größeren Fluchtmigration über ihr Territorium haben, ist es allerdings eher 
unwahrscheinlich, dass sich auf diesem Weg neue Fluchtrouten etablieren. 

Insgesamt ist es, auch vor dem Hintergrund der Interessenslagen der potenziellen Länder entlang 
der Fluchtrouten, nicht wahrscheinlich, dass die irreguläre Fluchtmigration in die EU ähnlich stark 
wie 2015 ansteigen wird (Abschnitt 2.3). Quantitativ relevanter dürfte die direkte Aufnahme von 
geflüchteten Afghaninnen und Afghanen im Rahmen der Evakuierungseinsätze oder künftig aus 
den Nachbarländern in der EU sein. 

Politikoptionen für die Aufnahme von Geflüchteten aus Afghanistan 

Die politische und humanitäre Krise in Afghanistan nach der Machtübernahme der Taliban und 
dem Rückzug der US- und NATO-Truppen trifft also insgesamt auf eine Situation, in der die Bereit-
schaft zur Aufnahme von Geflüchteten und Vertriebenen gesunken ist. Dies gilt zunächst für die 
beiden Hauptaufnahmeländer in der Vergangenheit, Pakistan und den Iran, aber auch für die Tür-
kei und für Hocheinkommensländer wie die EU-Mitgliedsstaaten und die USA. Letztere Länder ha-
ben sich allerdings zumindest grundsätzlich bereit erklärt, Ortskräfte, ihre Familienangehörigen 
und einige andere besonders stark gefährdete Personengruppen aufzunehmen, auch wenn bis-
lang nur ein kleiner Teil dieser Gruppen evakuiert wurde. 

Bislang hat also nur eine kleine Minderheit der verfolgten Afghaninnen und Afghanen eine Chance 
zur Aufnahme in anderen Ländern. Dies ist einerseits darauf zurückzuführen, dass die am Afgha-
nistan-Einsatz der US- und NATO-Truppen beteiligten Länder von der schnellen militärischen Nie-
derlage der afghanischen Regierung und der Machtübernahme der Taliban überrascht wurden. 
Andererseits zeigen sich hier aber auch die grundlegenden Schwächen einer international nicht 
oder nur in geringem Umfang koordinierten Asyl- und Fluchtpolitik, die zunehmend Hürden für 
den Zuzug von Schutzsuchenden aufgebaut hat, aber über keine Mechanismen verfügt, in größe-
rem Umfang Geflüchteten, die Verfolgung und anderen elementaren Lebensrisiken ausgesetzt 
sind, Schutz zu gewähren. Insofern legt die gegenwärtige Krise in Afghanistan auch die grundle-
genden Schwächen der Asyl- und Flüchtlingspolitik der internationalen Gemeinschaft offen. 

Nach der theoretischen und politisch-praktischen Literatur zur Asyl- und Fluchtmigration hat die 
Gewährung von Schutz den Charakter eines öffentlichen Gutes (u. a. Betts 2003; Fernández-Huer-
tas Moraga und Rapoport 2015a; 2015b; Hatton 2004; 2015; 2017; 2020). Ohne Politikkoordination 
profitieren Länder, die selbst keinen oder nur ein geringes Niveau an Schutz anbieten, von der 
Schutzgewährung durch Dritte, wodurch wiederum die Anreize für Freifahrerverhalten steigen. Es 
kommt deshalb zu einem geringeren Niveau der Schutzgewährung verglichen mit einem Szenario, 
in dem die Länder ihre Asyl- und Flüchtlingspolitik koordinieren und die mit ihnen verbundenen 
monetären und nicht-monetären Kosten fair teilen würden. 
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Eine solche Entwicklung lässt sich gegenwärtig weltweit beobachten: Entwickelte Länder wie die 
USA, die Mitgliedsstaaten der EU, Australien und andere Länder mit einem hohen Pro-Kopf-Ein-
kommen haben schrittweise die Hürden für die Fluchtmigration deutlich erhöht und die Zahl der 
aufgenommen Geflüchteten sehr stark gesenkt. Entsprechend ist die Zahl der Geflüchteten in an-
deren Regionen der Welt, vor allem in Nachbarländern der von politischen und humanitären Krisen 
betroffenen Staaten, darunter vor allem die Türkei, der Libanon, Jordanien und der Iran, stark ge-
stiegen. Daraufhin haben auch diese Länder ihre Grenzen teilweise oder vollständig für die Auf-
nahme von Geflüchteten geschlossen. Ähnlich verhalten sich jetzt auch die Nachbarstaaten von 
Afghanistan: Auch sie sind nicht bereit, Geflüchtete in einem größeren Umfang aufzunehmen. 

Es sind inzwischen zahlreiche Vorschläge entwickelt worden, wie eine wirksame Politikkoordina-
tion der Asyl- und Flüchtlingspolitik aussehen könne. Diese Vorschläge sehen in der Regel vor, dass 
die monetären Kosten der Aufnahme von Geflüchteten fair nach wirtschaftlicher Leistungsfähig-
keit und Bevölkerungsgröße geteilt werden. Dabei könnte die Verteilung der Geflüchteten von der 
Verteilung der Kosten entkoppelt werden, beispielsweise durch handelbare Asylquoten und Mat-
ching-Mechanismen, die die Präferenzen der Geflüchteten und der beteiligten Länder berücksich-
tigen (Fernándéz-Huertas Moraga und Rapoport 2015a; 2015b). Dadurch werden auch die nicht-
monetären Kosten der Aufnahme von Geflüchteten berücksichtigt. Andere Verteilungsmechanis-
men beziehen sich nicht auf Länder, sondern Kommunen als entscheidungsrelevante Gebietskör-
perschaften, um die Präferenzen der lokalen Bevölkerung besser zu repräsentieren und die Akzep-
tanz der Aufnahme von Geflüchteten zu erhöhen (vgl. u. a. Bendel et al. 2018; Europäische Stabili-
tätsinitiative 2018). 

Allerdings setzen solche Mechanismen einen hohen Grad der Übereinstimmung der beteiligten 
Länder in Hinblick auf die Frage, ob und in welchem Umfang Geflüchtete aufgenommen werden 
sollen, voraus. Da die Aufnahme von Geflüchteten immer auch Kosten für die betroffenen Länder 
und Gesellschaften aufwirft, sind derartige Entscheidungen immer auf Werturteile angewiesen 
(Brücker 2018).17 Die EU wäre als eine Staatengemeinschaft, die sich auf gemeinsame Werte beruft 
und mit dem Gemeinsamen Europäischen Asylsystem grundsätzlich auch über ein gemeinsames 
Institutionensystem für die Politikkoordination verfügt, grundsätzlich geeignet, einen solchen 
Rahmen zu schaffen. Allerdings haben die Entwicklungen der letzten Jahre gezeigt, dass ein sol-
cher grundlegender Konsens nicht besteht, so dass die jüngeren politischen Initiativen, wie z.B. 
der Vorschlag der EU Kommission zur Reform des Asylsystems, keine tragfähigen Lösungen für die 
Aufnahme von Geflüchteten anbieten (vgl. u. a. Angenendt et al. 2020). 

Vor diesem Hintergrund bieten sich für die Lösung der humanitären Krise in Afghanistan nur eine 
Reihe von kurzfristigen Initiativen an (vgl. hierzu u. a. Bendel et al. 2021; Knaus 2021): 

• Die Aufrechterhaltung von humanitären Hilfen für die Bevölkerung in Afghanistan, um zumin-
dest kurzfristig eine Versorgungskrise zu verhindern. 

• Die Aufnahme von Ortskräften, ihren Familienangehörigen und anderer besonders gefährde-
ten Personengruppen, die über die Nachbarländer oder direkt aus Afghanistan ausreisen kön-
nen. Diese Personengruppen haben zum Teil bereits Aufnahmezusagen von Deutschland und 

                                                                    
17 Solche Werturteile können wohlfahrtsökonomisch rational unter Verwendung verschiedener Wohlfahrtskriterien abgeleitet 
werden. Allerdings setzt Politikkoordination eine Verständigung auf solche Kriterien voraus (Brücker 2018). 
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anderen am Afghanistan-Einsatz beteiligten Ländern erhalten, aber in der Regel (noch) keine 
gültigen Visa und Reisedokumente. 

• Die Aufstockung von Resettlement-Kontingenten in der EU, den USA und anderen Hochein-
kommensländern, um besonders schutzbedürftigen Afghaninnen und Afghanen die Ausreise 
entweder direkt aus Afghanistan oder den Nachbarländern zu ermöglichen. Häufig werden in 
Resettlement-Programmen neben dem Schutzbedarf auch weitere Kriterien wie die Chancen 
auf ökonomische und soziale Integration, soziale Bedürftigkeit u. ä. herangezogen. Diese Kon-
tingente könnten durch andere Kontingente für afghanische Geflüchtete, wie sie z.B. Kanada 
und das Vereinigte Königreich angeboten haben, ergänzt werden. Das Argument, dass sich 
derartige Kontingente zu einem „Pull-Faktor“ entwickeln könnten, ist vor dem Hintergrund, 
dass (i) die Migrationsrouten in die EU weitgehend geschlossen sind, und (ii) solche Kontin-
gente die Ausreise entweder direkt aus Afghanistan oder über die Nachbarstaaten ermögli-
chen, nicht überzeugend. 

• Solche Kontingente könnten auch auf der Ebene der EU oder von EU-Mitgliedsstaaten, die frei-
willig bereit sind, sich an der Aufnahme von Geflüchteten aus Afghanistan zu beteiligen, koor-
diniert werden, um durch eine faire Verteilung der Geflüchteten und/oder der Kosten eine grö-
ßere Aufnahmebereitschaft zu erreichen. 

• Die finanzielle und technische Unterstützung der Nachbarstaaten Afghanistans bei der Versor-
gung der wahrscheinlich recht kleinen Zahl von Geflüchteten, die die Grenzen erreichen und 
dort aufgenommen werden. Es ist davon auszugehen, dass die Aufnahmebereitschaft der 
Nachbarstaaten umso höher ist, desto größer die Bereitschaft der USA und anderer am Afgha-
nistan-Einsatz beteiligten Länder ist, selbst Geflüchtete aufzunehmen. 

Ein derartiges Vorgehen erfüllt zwar nur teilweise die Kriterien einer effizienten Politikkoordina-
tion. Aber durch ein abgestimmtes Vorgehen einer möglichst großen Zahl von beteiligten Ländern 
und der Nachbarstaaten könnte zumindest in Teilen ein Trittbrettfahrer-Verhalten vermieden wer-
den. 

Integrationspolitik 

Die Handlungsspielräume für eine an humanitären Grundsätzen orientierte Asyl- und Flüchtlings-
politik werden erheblich durch die Chancen zur wirtschaftlichen und sozialen Integration in den 
Zielländern beeinflusst, da hiervon wiederum die wirtschaftlichen und sozialen Kosten der Auf-
nahme abhängen. Deutschland verfügt inzwischen über umfangreiche Erfahrungen mit der In-
tegration von Geflüchteten, auch von Afghaninnen und Afghanen. Aus den vorliegenden Erkennt-
nissen ergibt sich folgendes Bild (Abschnitt 4): 

• Die Integration der nach Deutschland geflüchteten Afghaninnen und Afghanen verläuft sehr 
ähnlich wie bei anderen Geflüchteten, obwohl sie durch ein geringeres Bildungsniveau, gerin-
gere Anerkennungsquoten und eine längere Dauer der Asylverfahren ungünstigere Ausgangs-
bedingungen hatten. Die durchschnittliche Beschäftigungsquote der Afghaninnen und Afgha-
nen war 2020 höher als die im Durchschnitt der Asylherkunftsländer, bei einer Kontrolle für die 
Aufenthaltsdauer etwas niedriger. Das Gendergefälle bei der Arbeitsmarktintegration ist hö-
her als bei anderen Geflüchteten, was u. a. durch den unterschiedlichen Kinderstatus erklärt 
werden kann. 
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• Die große Mehrheit der Afghaninnen und Afghanen verfügt inzwischen über ähnliche Deutsch-
sprachkenntnisse wie andere Geflüchtete und hat regelmäßige Kontakte zur deutschen Bevöl-
kerung. Die Differenzen in den Wertvorstellungen zwischen dem Durchschnitt der afghani-
schen Bevölkerung in Deutschland und dem Durchschnitt der deutschen Mehrheitsbevölke-
rung sind bei den grundlegenden demokratischen Werten, der Gleichstellung von Frauen und 
Männern und zur Anwendung von Gewalt gemessen an den Indikatoren des World Value Sur-
vey nicht sehr hoch, größere Differenzen treten bei sogenannten Familienwerten auf. 

• Afghanistan zählte nicht zu den Herkunftsländern mit guter Bleibeperspektive. Dadurch waren 
Afghaninnen und Afghanen bis zur Beendigung der Asylverfahren von Integrationsangeboten 
wie den Integrationskursen des BAMF und arbeitsmarktpolitischen Programmen ausgeschlos-
sen. Auch sind die Anerkennungsquoten der Asylanträge geringer. Die vorliegenden Befunde 
zeigen, dass dies am Anfang die Integration im Vergleich zu anderen Geflüchtetengruppen be-
einträchtigt hat, diese Nachteile im Zeitverlauf aber ausgeglichen werden konnten. 

Es ist aus verschiedenen Gründen davon auszugehen, dass sich die Bedingungen für die Integra-
tion von afghanischen Schutzsuchenden, die jetzt nach Deutschland kommen, verbessern werden: 

• Erstens dürfte sich die Bildungs- und Sozialstruktur der Geflüchteten, die gegenwärtig aus Af-
ghanistan in Deutschland aufgenommen werden, von jener der Geflüchteten, die früher nach 
Deutschland gelangt sind, unterscheiden. Durch die gezielte Auswahl von Ortskräften, ihren 
Familienangehörigen und anderen Gruppen, die besonderen Risiken ausgesetzt sind, dürfte 
das durchschnittliche Bildungsniveau, insbesondere der Anteil von Akademikerinnen und 
Akademikern, sowie der Anteil von Personen mit guten Fremdsprachenkenntnissen und der 
sozial Bessergestellten steigen. Gleiches gilt für die Gruppen, die die steigenden Kosten für die 
Flucht aus Afghanistan aufbringen können. 

• Zweitens haben sich die rechtlichen Bedingungen verändert: Viele der Afghaninnen und Af-
ghanen, die jetzt nach Deutschland kommen, erhalten eine (befristete) Aufenthaltsgenehmi-
gung und müssen kein Asylverfahren durchlaufen. Auch werden für diejenigen, die ein Asylver-
fahren durchlaufen müssen, die Schutzquoten aufgrund der veränderten Lage deutlich stei-
gen. Schließlich ist die Länge der Asylverfahren heute sehr viel kürzer als z.B. im Jahr 2015. Alle 
diese Faktoren erhöhen die Rechts- und Planungssicherheit und erleichtern damit u. a. Inves-
titionen der jetzt aufgenommenen Afghaninnen und Afghanen in Bildung und Sprachkennt-
nisse oder der Unternehmen in Beschäftigungs- und Ausbildungsverhältnisse. 

• Drittens wird Afghanistan jetzt mit hoher Wahrscheinlichkeit als Land mit guter Bleibeperspek-
tive eingestuft werden, so dass ein schnellerer Zugang zu Integrationskursen, arbeitsmarktpo-
litischen Programmen u. ä. Integrationsprogrammen gegeben ist. 

• Viertens ist die Integrationsinfrastruktur in Deutschland heute weitaus besser ausgebaut als 
2015 und es liegen inzwischen umfassende Erfahrungen mit der Integration von Geflüchteten 
vor. Aufgrund der sehr viel kleineren Zahl der zu erwartenden Geflüchteten gibt es auch eine 
geringere Konkurrenz um knappe Ressourcen wie Wohnraum, Sprachkursangebote u. ä.. 

Aus den Erfahrungen der Vergangenheit können auch eine Reihe von Dingen gelernt werden, die 
die Integration neu ankommender Afghaninnen und Afghanen erleichtern: 

• Die Chancen zur Arbeitsmarktintegration steigen erheblich in Regionen, die (i) wirtschaftlich 
prosperieren und (ii) in denen die Akzeptanz von Geflüchteten hoch ist (Aksoy und Poutvaara 
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2021). Allerdings wurden 2015 und 2016 Geflüchtete überdurchschnittlich häufig in Regionen 
untergebracht, in denen die Arbeitslosigkeit überdurchschnittlich hoch war. Folglich hat die 
Wohnsitzauflage die Integrationschancen beeinträchtigt (Brücker et al. 2020c). Es empfiehlt 
sich daher, bei der Erstunterbringung von Asylbewerbern künftig Arbeitsmarktkriterien zu be-
rücksichtigen und auf Wohnsitzauflagen zumindest bei anerkannten Schutzberechtigten zu 
verzichten. 

• Kürzere Asylverfahren in Verbindung mit der Anerkennung eines gesicherten Schutzstatus be-
schleunigen u. a. die Arbeitsmarktintegration (Kosyakova und Brenzel 2020). 

• Sprach- und Integrationskurse sowie arbeitsmarktpolitische Programme haben hohe Erträge 
im Arbeitsmarkt (Brücker et al. 2020a, 2020b; 2019). Sie sollten deshalb so früh wie möglich 
begonnen werden. 

• Auf das Gendergefälle im Arbeitsmarkt und anderen gesellschaftlichen Bereichen gibt es keine 
einfachen Antworten. Es ist jedoch zu erwarten, dass durch eine frühzeitige Förderung der Teil-
nahme von Frauen an Sprach- und anderen Integrationsprogrammen die schnellere Integra-
tion in den Arbeitsmarkt und andere gesellschaftliche Bereiche erreicht werden kann (Ko-
syakova et al. 2021). Minderjährige Kinder, vor allem Kleinkinder, in den Haushalten gehen mit 
geringeren Erwerbstätigkeitswahrscheinlichkeiten von Frauen und Männern einher, so dass 
durch verbesserte Betreuungsmöglichkeiten die Arbeitsmarktintegration von Frauen und 
Männern erleichtert, aber nicht unbedingt das Gendergefälle in den Erwerbstätigkeitsquoten 
verringert wird. 

Insgesamt ist zu erwarten, dass die Voraussetzungen für Integration in den Arbeitsmarkt, das Bil-
dungssystem und andere gesellschaftliche Bereiche gegenwärtig besser als 2015 sind und sie folg-
lich kürzere Zeiträume und geringere Kosten in Anspruch nehmen wird. 
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Anhang  

A.1 Indikatoren zur Lage in Afghanistan 

Abbildung A1: Todesopfer bewaffneter Konflikte sowie Geflüchtete und Vertriebene in Afghanistan 
1989 – 2020   
Todesopfer bewaffneter Konflikte pro Jahr linke Achse, Anzahl Geflüchteter und Vertriebener in Personen rechte Achse  
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Anmerkung: Das Uppsala Conflict Data Program definiert als Todesopfer bewaffneter Konflikte („battle-related deaths“) Todes-
fälle, die durch bewaffnete Konflikte staatlicher und nichtstaatlicher Akteure verursacht wurden. Es handelt sich nur um bestä-
tigte Todesfälle, die tatsächliche Zahl kann höher sein. Vgl. zur Methode Petterson et al. (2021). Die Angaben zu den Geflüchte-
ten und Vertriebenen beziehen sich auf die „population of concern“ nach der Definition von UNHCR. Darunter fallen Flüchtlinge 
nach der Genfer Flüchtlingskonvention, Asylbewerberinen und Asylbewerbern und -berechtigte sowie intern vertriebene oder 
geflüchtete Personen („forcefully displaced persons“). Aufgrund unvollständiger Angaben einzelner Länder kann die Gesamt-
zahl insbesondere zu Beginn der Berichtsperiode unterschätzt werden.  
Quelle: UCDP (2021b); UNHCR Database 2021; eigene Analyse und Darstellung. © IAB 
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Abbildung A2: Anzahl der Terroranschläge und Todesopfer von Anschlägen in Afghanistan 

Monatswerte, 1973 – 2019  

 
Anmerkung: Die Global Terrorism Database (GTD) ist eine Open-Source-Datenbank, die detaillierte Informationen über inländi-
sche und internationale terroristische Vorfälle weltweit bereitstellt. Sie stützt sich auf öffentlich zugängliche Quellen, die welt-
weit mit Unterstützung künstlicher Intelligenz ausgewertet werden. Vgl. zur Methode Lafree und Dungan (2007 
Quelle: Global Terror Database (GTD). © IAB 

Abbildung A3: Freedom House Index politischer Rechte und bürgerlicher Freiheiten 
1972 – 2020, Index: 1 = maximale Freiheit, 7 = maximale Unfreiheit  
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Anmerkung: Freedom House klassifiziert Länder im Hinblick auf politische Rechte und bürgerliche Freiheitsrechte von 1 (maxi-
male Freiheit) bis 7 (maximale Unfreiheit).   
Quelle: Freedom House (2021), Freedom in the World Database, eigene Darstellung. © IAB 
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Abbildung A4: Skala politischen Terrors in Afghanistan 
1976 – 2019, Index: 1 = Abwesenheit von politischem Terror, 5 = Politischer Terror erfasst gesamte Bevölkerung  
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Anmerkung: Die Politische Terror Scale (PTS) klassifiziert Länder auf Grundlage der Berichte der Institutionen US State Depart-
ment, Human Rights Watch und Amnesty International (Wood und Gibney 2010). Die Skala reicht von 1 bis 5. 1: Länder unterlie-
gen der Rechtssicherheit, keine Verhaftungen aufgrund politischer u. a. Auffassungen, keine oder seltene Anwendung von Fol-
ter. 2: Kleine Zahl von Verhaftungen wegen gewaltloser politischer Aktivität. Davon sind wenige Personen betroffen, Folter nur 
in Ausnahmefällen, politische Morde sind selten. 3: Häufige politische Verhaftungen, Exekutionen, politische Morde und Brutali-
tät kommen gehäuft vor. Unbegrenzte Gefängnisstrafen, mit und ohne Gerichtsverfahren, für politische Auffassungen und Fol-
ter sind verbreitet. 4: Verletzungen von Menschenrechten und politischen Freiheitsrechten haben weite Teile der Bevölkerung 
erreicht. Mord, verschwundene Personen und Folter gehören zum Alltag. Primär betroffen sind Personen, die politisch oder aus 
weltanschaulichen Gründen aktiv sind. 5: Terror hat die gesamte Bevölkerung erfasst. Die Führer dieser Gesellschaften unterlie-
gen keinen Begrenzungen in der Wahl der Mittel mit denen sie persönliche oder ideologische Ziele verfolgen. 
Quelle: Political Terror Scale. © IAB  

Abbildung A5: Bruttoinlandsprodukt pro Kopf in US Dollar und zu Kaufkraftparitäten (KKP) in US Dollar  

Zu konstanten Preisen von 2010, 2002 – 2020  
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Quelle: World Bank (2021), World Development Indicators, Washington DC, eigene Darstellung. © IAB 
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Abbildung A6: Bildungsbeteiligung in Primar- und Sekundarschulen nach Geschlecht 
Einschulungsquoten in Prozent der Jahrgangskohorten im Primar- bzw. Sekundarschulalter, 1970 – 2019 

0

20

40

60

80

100

120

140
19

70
19

72
19

74
19

76
19

78
19

80
19

82
19

84
19

86
19

88
19

90
19

92
19

94
19

96
19

98
20

00
20

02
20

04
20

06
20

08
20

10
20

12
20

14
20

16
20

18

Primarschule Männer

Primarschule Frauen

Sekundarschulen Männer

Sekundarschulen Frauen

 
Anmerkungen: Die Einschulungsquoten ergeben sich aus der Zahl der Personen, die die jeweilige Schulform besuchen, geteilt 
durch die Personen, die zu den Jahrgangskohorten gehören, in denen diese Schulform in der Regel besucht wird. Sie können 
einen Anteil von 100 Prozent überschreiten, wenn aufgrund des Schulbesuchs anderer Alterskohorten die Zahl der Schulbesu-
cher die jeweiligen Jahrgangskohorten übersteigt. Primarschulen sind als Grundschulen mit einer Regelschulzeit von sechs 
Schuljahren definiert. Sekundarschulen umfassen Mittelschulen, Realschulen, Gymnasien u. ä. Schulen mit einer Regelschulzeit 
von 9 Schuljahren oder mehr. Für die Jahre 1979, 1983 sowie 1996 bis 1998 sind in Afghanistan keine Angaben verfügbar.  
Quelle: World Bank (2021), World Development Indicators, Washington DC, eigene Darstellung. © IAB 

A.2 Indikatoren für die Lage in der Nachbarregion Afghanistans 

Tabelle A1:  Freedom House Index politischer und bürgerlicher Freiheitsrechte im Vergleich 
Berichtsjahr 2020, Index: 1 = maximale Freiheit, 7 = maximale Unfreiheit 

Land Status Politische Rechte Bürgerliche Freiheiten 

Afghanistan nicht frei 5 6 

China nicht frei 7 6 

Iran nicht frei 6 6 

Pakistan teilweise frei 5 5 

Tadschikistan nicht frei 7 6 

Turkmenistan nicht frei 7 7 

Türkei nicht frei 6 6 

Usbekistan nicht frei 7 6 

Deutschland Frei 1 1 

Anmerkungen: Freedom House klassifiziert Länder nach verschiedenen Kriterien in Hinblick auf die Achtung politischer Frei-
heitsrechte („political rights index“) und bürgerlicher bzw. gesellschaftlicher Freiheitsrechte („civil liberties index“) auf einer 
Skala von 1 (vollständig frei) bis 7 (vollständig unfrei). Zur Methode vgl. Freedom House (2021) 
Quelle: Freedom House (2021), Freedom in the World 2021, Washington DC 2021. 
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Tabelle A2:  Einschulungsquoten nach Bildungsniveau und Geschlecht 
Quoten der Bildungsbeteiligung (brutto) in Prozent, 2017 

Land 
Primarschulen Sekundarschulen Tertiäre Bildung 

Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen 

Afghanistan 121,4 82,1 67,9 38,6 14,2 4,9 

Iran 107,7 113,9 87,9 84,7 66,6 58,9 

Pakistan 97,0 83,7 44,4 36,1 9,6 8,3 

Usbekistan 104,4 102,9 93,9 92,7 11,8 8,3 

China 99,0 99,9 k.A. k.A. 45,9 55,9 

Türkei 93.6 108.5 119,2 92,7 103.4 107.1 

Deutschland 103,9 104,2 101,4 95,2 69,3 71,5 

Anmerkung: Die Bruttoquote der Bildungsbeteiligung (gross school enrolment rate) misst die Zahl der in jeder Bildungsstufe 
eingeschulten Personen geteilt durch die Zahl der Personen in dieser Altersgruppe. Eine Bruttoeinschulungsquote von über 100 
bedeutet, dass auch Kinder anderer Altersgruppen an dieser Bildungsstufe teilnehmen. Primarschulen sind Grundschulen mit 
einer Regelschulzeit von sechs Jahren. Unter den Sekundarschulen werden Mittelschulen, Realschulen, Gymnasien, Oberschu-
len mit berufspraktischer Ausrichtung u. ä. zusammengefasst, in denen die Regelschulzeit überwiegend neun bis dreizehn 
Jahre beträgt. Unter tertiärer Bildung werden die Bildungsgänge an Hochschulen und Universitäten sowie berufliche Bildungs- 
und Ausbildungsgänge von mindestens zwei Jahren zusammengefasst. 
Quelle: Weltbank, World Development Indicators, Washington DC 2021, eigene Darstellung. 

Tabelle A3:  Bruttoinlandsprodukt und Bruttoinlandsprodukt pro Kopf im Vergleich 
2019 zu konstanten Preisen von 2010 

Land BIP  
in Milliarden US Dollar 

Wachstum des BIP 
in Prozent 

BIP pro Kopf 
in US Dollar 

Afghanistan 22 3,9 573 

China 11 520 5,9 8 242 

Pakistan 257 1,0 1 185 

Iran 491 -6,8 5 923 

Usbekistan 83 5,8 2 464 

Turkmenistan 48 6,3 8 005 

Tadschikistan 11 7,4 1 123 

Türkei 1 262 0,9 15 126 

Deutschland 3 944 0,6 47 469 

Quelle: Weltbank, World Development Indicators, Washington 2021, eigene Darstellung. 
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Tabelle A4:  Erwerbstätigenquote nach Geschlecht   

Land 
Erwerbstätigenquoten 

von Frauen (15-64 Jahre 
und älter) 

Erwerbstätigenquoten 
von Männern (15-64 Jahre 

und älter) 

Erwerbstätigenquoten 
insgesamt (15-64 Jahre 

und älter) 

Afghanistan 10,8 43,1 27,5 

Pakistan 20,1 69,2 45,3 

Iran 14,9 67,0 41,0 

Tadschikistan 31,8 46,1 38,9 

Türkei 28,5 63,8 46,1 

Deutschland 72,7 78,1 75,4 

Anmerkungen: Die Zahl der Erwerbstätigen ist den Schätzungen der ILO entnommen, die Bevölkerungszahl kommt von den 
Daten der Weltbank. Die Zahlen für Afghanistan, Türkei, und Deutschland beziehen sich auf 2020. Für Iran (2019), Pakistan 
(2019), und Tadschikistan (2016) wurden die jüngsten verfügbaren Jahre berücksichtigt. Schätzungen der ILO liegen für China, 
Usbekistan, und Turkmenistan nicht vor. 
Quellen: World Development Indicators (Weltbank, 2021) und ILO (2021), eigen Berechnungen. 

Tabelle A5:  Mittel der öffentlichen Entwicklungszusammenarbeit  

Land Entwicklungshilfe pro Kopf  
Netto in US Dollar 

Bilaterale Hilfe der DAC-Länder1  
Netto, in Milliarden US Dollar 

Bilaterale Hilfe aus Deutschland  
Netto, in Milliarden US Dollar 

Afghanistan 112,6 3,44 0,41 

Iran 2,5 0,18 0,09 

Pakistan 10,0 0,99 0,05 

Tadschikistan 39,3 0,14 0,03 

Turkmenistan 4,3 0,02 0,00 

Usbekistan 34,4 0,69 0,02 

Türkei 9,9 0,58 0,28 

Anmerkung: 1) Der Entwicklungshilfeausschuss (DAC) der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) hat 30 Mitglieder – 29 einzelne Volkswirtschaften und eine multilaterale Institution (Institutionen der Europäischen 
Union). Die Daten basieren auf Berichten der Geberländer über bilaterale Programme, die von den Berichten der Empfängerlän-
der abweichen können 
Quelle: Weltbank, World Development Indicators, Washington DC 2021, eigene Darstellung. 

A.3  Kurzbeschreibung der IAB-BAMF-SOEP-Befragung von 
Geflüchteten 
Die IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten ist eine jährlich wiederholte Längsschnittbefra-
gung (Panelbefragung) von Personen, die als Schutzsuchende nach Deutschland zugezogen sind 
und ihrer Haushaltsmitglieder. Die Befragung wird gemeinsam vom Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB), dem Forschungszentrum des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF-FZ) sowie dem Sozio-ökonomischen Panel am DIW Berlin seit 2016 durchgeführt. Die Stich-
probe wurde aus dem Ausländerzentralregister (AZR) gezogen. Unter Verwendung statistischer 
Gewichtungsverfahren können für Schutzsuchende, die vom 1.1.2013 bis zum 31.12.2016 nach 
Deutschland zugezogen sind und bis zum 1.1.2017 im AZR registriert waren, sowie für ihre Haus-
haltsangehörigen repräsentative Aussagen getroffen werden. Die Gewichte wurden dem vom ge-
meinsam mit dem SOEP und dem BAMF veröffentlichten Datensatz entnommen. Die Gesamtstich-
probe umfasst inzwischen (in der vierten Welle, 2019) 8.321 erwachsene Personen, die mindestens 
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einmal befragt wurden. Zur Beschreibung der Stichprobe vgl. u. a. Brücker et al. (2016a; 
2016b;2020a; 2020b; Kosyakova et al. 2021). 
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